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1. LEBEN 
 
1.1 BIOGRAPHISCHE DATEN 
 
WALTER KURT HEINRICH EUCKEN wurde am 17.01.1891 als Sohn einer großbürgerlichen und 
wissenschaftsorientierten Familie in Jena geboren:1 Sein Vater, der spätere Nobelpreisträger 
(1908) für Literatur RUDOLPH EUCKEN, war Professor für Philosophie der Universität Jena, 
seine Mutter Irene entstammte einer Schriftsteller- und Gelehrtenfamilie und war eine ambiti-
onierte Malerin. Sein Bruder Arnold wurde ein bekannter Professor für Physikalische Chemie, 
seine Schwester Ida absolvierte eine Ausbildung als Konzertsängerin und wirkte später bei 
der Herausgabe der Zeitschrift „Die Tatwelt“ mit. Nach dem Abitur (1909) studierte WALTER 
EUCKEN in Kiel, Bonn und Jena Geschichte, Staatswissenschaften, Nationalökonomie und 
Jura und wurde 1913 in Bonn zum Dr. phil. promoviert. Doktorvater war HERMANN 
SCHUHMACHER, Zweitreferent HEINRICH DIETZEL. Beide galten seinerzeit als besonders re-
nommierte deutsche Nationalökonomen (GOLDSCHMIDT, 2002, S. 143) und waren direkt 
(DIETZEL) oder indirekt (SCHUMACHER) Schüler ADOLPH WAGNERs (GOLDSCHMIDT, 2002, S. 
147 und 169). Das Thema der Dissertation lautete: „Die Verbandsbildung in der Seeschiff-
fahrt“ (EUCKEN, 1914).  
 
Der Militärdienst zunächst als Einjährig-Freiwilliger und dann als Frontoffizier von 1913 – 
1918 verhinderte die Wahrnehmung einer kurz vor Ausbruch des 1. Weltkriegs ausgespro-
chenen Einladung der Columbia University in New York, ein Jahr Vorlesungen über die 
Hauptfragen der deutschen Sozialpolitik zu halten. Nach der Demobilmachung wurde 
EUCKEN Assistent seines nunmehr in Berlin lehrenden Doktorvaters. Damit verbunden war 
die Tätigkeit als Redaktionssekretär von „Schmollers Jahrbuch“ und die Arbeit an seiner Ha-
bilitationsschrift über „Die Stickstoffversorgung der Welt“ (EUCKEN, 1921). Ab 1920 (und bis 
1924) in der Wirtschaftspraxis als stellvertretender Geschäftsführer der Fachgruppe Textilin-
dustrie im Reichsverband der Deutschen Industrie in Berlin tätig, heiratete EUCKEN Ende 
1920 die damalige Studentin der Literaturgeschichte, Philosophie und Nationalökonomie 
EDITH ERDSIEK (1896 – 1985). Sie gibt nach der Heirat ihr Studium auf und wird Schriftstel-
lerin und Herausgeberin der kulturphilosophischen Zeitschrift „Die Tatwelt“, die sich ebenso 
wie deren Vorläuferin – die von EUCKENs Mutter gegründete Zeitschrift „Der Euckenbund“ – 
stark auf die idealistische Philosophie RUDOLPH EUCKENs stützt. 
 
Am 07.03.1921 wird WALTER EUCKEN in Berlin habilitiert. Nach Lehrtätigkeiten an der Ar-
beiter-Akademie in Frankfurt/M. und als Privatdozent in Berlin erhält er 1925 von der Uni-
versität Tübingen einen Ruf als Nachfolger HERBERT VON BECKERATHs auf eine ordentliche 
Professur für Nationalökonomie und Statistik. Bereits 1927 folgt ein zweiter Ruf, und er 
wechselt an die Universität Freiburg, wo er die Nachfolge von GÖTZ BRIEFS antritt. Hier wird 
er zum Mitbegründer der Freiburger Schule und Mitglied der dem Widerstand verbundenen 
Freiburger Kreise, hier knüpft er nach Kriegsende an alte Verbindungen zum Ausland an und 
arbeitet so an der Reintegration der deutschen Nationalökonomie in die internationale wirt-
schaftswissenschaftliche Diskussion mit, und hier wird er 1947 ein Mitbegründer des Jahr-
                                               
1 Zu den folgenden Angaben zur Herkunft und zum Lebenslauf vgl. KLINCKOWSTROEM (2000). 
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buchs ORDO. Außerdem wird er 1947 Gründungsmitglied der Mont-Pelerin-Society und 
1948 Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats des Vereinigten Wirtschaftsgebiets, des späte-
ren Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirtschaftsministerium. 1949 lädt F.A. VON 
HAYEK ihn zu Gastvorträgen an die London School of Economics ein. Diese Vortragsreise 
kommt 1950 zu Stande und findet ihren Niederschlag in fünf Vorlesungen, die posthum in 
Deutschland und in England veröffentlicht werden (EUCKEN, 1951/2001). Vor der letzten Le-
sung erliegt er am 20.03.1950 im Howard Hotel in London einem Herzanfall; das Manuskript 
der Abschlussvorlesung wird den Hörern gleichwohl vorgetragen, und zwar von ALAN 
PEACOCK (2000). 
 
1.2 EINFLÜSSE AUS DEM SOZIALEN UND PHILOSOPHISCHEN UMFELD 
 
Die Atmosphäre in EUCKENs Elternhaus hat einen prägenden Einfluss auf ihn ausgeübt:2 Sein 
Vater übersetzt mit seinen beiden Söhnen Schriften Aristoteles’ (LENEL, 1990, S. 15), und die 
Mutter und deren Mutter laden berühmte Schriftsteller und Künstler in das für seine Gast-
freundschaft bekannte Haus ein, u.a. STEFAN GEORGE, HUGO V. HOFFMANNSTAL, RICARDA 
HUCH (deren Tochter später FRANZ BÖHM heiraten wird), HENRY VAN DER VELDE, EDVARD 
MUNCH und ERNST LUDWIG KIRCHNER. Diesem Umfeld ist es auch zu verdanken, dass es 
zwei künstlerische Darstellungen WALTER EUCKENs gibt: ein Portrait als Mittelfigur eines 
Wandbildes in der Universität Jena von FERDINAND HODLER und eine von RICHARD 
ENGELMANN geschaffene Büste in der Walter-Eucken-Schule in Karlsruhe. Verbindungen zu 
Künstlern, Naturwissenschaftlern und Philosophen hat WALTER EUCKEN später auch selbst 
gepflegt. So war er z.B. während seiner Bonner Studienzeit eng mit AUGUST MACKE befreun-
det und hielt Kontakt mit RICARDA HUCH, WERNER HEISENBERG und KARL POPPER (OSWALT, 
1999, S. 74).3 
 
Einen besonderen geistigen Einfluss auf WALTER EUCKEN hat sein Vater RUDOLPH EUCKEN 
(1846 – 1926) ausgeübt.4 Dieser Einfluss ging weit über den Bildungshintergrund hinaus, wie 
er oben mit der Schilderung der Atmosphäre im Elternhaus skizziert wurde: „WALTER 
EUCKEN ... hat zwei Drittel seines Lebens ... in der philosophischen Gedankenwelt seines Va-
ters gelebt“ (PIES, 2001, S. 8). Für RUDOLPH EUCKEN besteht das Ideal einer menschlichen 
Existenz in einem selbstbestimmten und sinnvollen Leben. Ob dieses Ideal erreicht wird, 
hängt seiner Meinung nach hauptsächlich von der Kultur ab, die eine Gesellschaft prägt, we-
niger dagegen von einer speziellen Gesellschaftsordnung. Die Kultur im 20. Jahrhundert sei 
nun aber weltweit durch geistige Sinndefekte gekennzeichnet, und das hindere die Menschen 
daran, im Wege selbst erarbeiteter Bildung zu einem sinnerfüllten Leben vorzustoßen; sie 
fühlten sich statt dessen als fremdbestimmte Teilchen einer sinnlosen Wirtschaftsmaschinerie. 
Die Aufgabe der Philosophie bestehe daher darin, die Sinnkrise zu überwinden und den Indi-
viduen die Entwicklung einer sinnvollen Lebensordnung zu ermöglichen, eines Systems von 
Werten und damit Bindungen für das eigene Verhalten, die einem aktiven Bildungsprozess 
entspringen.  
 
WALTER EUCKEN übernimmt die Frage nach der Überwindung der Sinnkrise von seinem Va-
ter, verschiebt aber das Problem. Wie PIES (2001, S. 30) mit Recht betont, bleibt EUCKEN 
(Sohn) nicht bei der Kulturkritik von EUCKEN (Vater) stehen, sondern fragt als Nationalöko-
                                               
2 Belege für die folgenden Ausführungen findet man – soweit nicht andere Stellen genannt werden – wieder bei 
KLINCKOWSTROEM (2000). 
3 Zu MACKE hatte EUCKEN ein besonders enges Verhältnis, weil beide ähnliche Anschauungen über Erkenntnis- 
und Fortschrittsmöglichkeiten in Wissenschaft und Kunst teilten. Vgl. hierzu GOLDSCHMIDT (2002, S. 64 f.). 
4 Ausführlicher hierzu BLÜMLE (2000, S. 7 – 9), BLÜMLE/GOLDSCHMIDT (2000, S. 28 – 39), GOLDSCHMIDT 
(2002, S. 80 – 91) und GERKEN/RENNER (2000, S. 3 f.). 
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nom, ob das Individuum in einer modernen Gesellschaft denn überhaupt in der Lage sei, eine 
eigene Lebensordnung zu entwickeln.5 Er verneint diese Frage mit Hinweis auf eine gesell-
schaftliche Fehlentwicklung: Wer zum Spielball wirtschaftlicher Mächte werde, sei – objektiv 
gesehen – gar nicht in der Lage, ein selbstbestimmtes Leben zu führen, denn:  
 
„Je mehr die Wirtschaft von Kartellen, Konzernen und Trusts durchsetzt ist, um 
so ungeeigneter ist das Preissystem, den Wirtschaftsprozess sinnvoll zu steuern, 
und um so krisenanfälliger und unstabiler muss die Gesamtwirtschaft werden. 
Diese Unstabilität äußert sich auch in Arbeitslosigkeit und in sozialen Kämpfen. 
Der Vermachtung entspricht die Vermassung, und der einzelne wird von anony-
men Großkonzernen, Trusts, Kartellen usw. abhängig.“ (EUCKEN, 1946/1999, S. 
33 f.) 
 
Erst wenn eine Wirtschaftsordnung gefunden und realisiert worden sei, die den Einzelnen in 
die Lage versetzt, sein Leben selbst zu gestalten und sich seine Lebensordnung selbst zu erar-
beiten, könnten kulturelle Fragen ins Spiel kommen. Aus der Sicht der Nationalökonomie sei 
es daher entscheidend, der modernen Wirtschaft eine menschenwürdige und funktionsfähige 
Ordnung zu geben: 
 
„[Weil die Koordination der Wirtschaftspläne in modernen Industriegesellschaf-
ten vielfach Mängel aufweist,] besteht eine große Aufgabe darin, dieser neuen in-
dustrialisierten Wirtschaft mit ihrer weitgreifenden Arbeitsteilung eine funktions-
fähige und menschenwürdige Ordnung zu geben, die dauerhaft ist. Funktionsfähig 
und menschenwürdig heißt: In ihr soll die Knappheit an Gütern, die sich Tag für 
Tag in den meisten Haushalten drückend geltend macht, so weitgehend wie mög-
lich und andauernd überwunden werden. Und zugleich soll in dieser Ordnung ein 
selbstverantwortliches Leben möglich sein. Diese Aufgabe, von deren Lösung 
Entscheidendes abhängt (und zwar nicht nur für die wirtschaftliche Existenz von 
Menschen), erfordert die Schaffung einer brauchbaren ‚Wirtschaftsverfassung? “ 
(EUCKEN, 1940/1989, S. 240). 
 
Sei dieses Problem gelöst, werde auch die Sinnfindung erleichtert, weil die Menschen dann 
im Wege der Aufklärung über ökonomische Zusammenhänge und über eine zweckmäßige 
Wirtschaftsordnung durch die Wissenschaft aus der Abhängigkeit von Ideologien befreit wür-
den, die zur Stützung der Macht von Interessengruppen entwickelt und propagiert werden 
(EUCKEN, 1952/1990, S. 17 f.). EUCKEN (ebenda, S. 199) zitiert hierzu ORTEGA Y GASSETs 
Hinweis darauf, dass die wirtschaftlichen Beziehungen in allen Kulturen von einer Verkehrs-
ordnung beherrscht würden, unter deren Schutz man sich stellen können, und fährt fort:  
 
„Die Gesamtordnung sollte so sein, dass sie den Menschen das Leben nach ethi-
schen Prinzipien ermöglicht.“ (Hervorhebung i.O.) 
 
Und wohlbemerkt: EUCKEN fordert – so jedenfalls die Lesart des Verfassers – nicht etwa die 
Maximierung einer Wohlstandsfunktion oder des Konsums über die Zeit hinweg, sondern die 
Vermeidung von beseitigbaren Koordinationsmängeln und die Chance für alle, sich in den 
Prozess des arbeitsteiligen Wirtschaftens in menschenwürdiger Weise integrieren zu können. 
Sie sollen also auch in unglücklichen Situationen nicht von wohlfahrtsstaatlichen Umvertei-
lungsmaßnahmen zur Realisierung irgendeiner Verteilungsnorm abhängig zu sein, sondern 
gleiche Start- sowie Teilhabe- und damit auch Selbstverwirklichungschancen wie andere ha-
                                               
5 PIES’ Argumentation, die der Verfasser überzeugend findet, ist nicht unbestritten; anderer Ansicht ist vor allem 
GOLDSCHMIDT (2002, S. 99). 
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ben. Es ist etwas anderes, ob man einem Arbeitslosen Arbeitsmöglichkeiten und damit der 
Menschenwürde angemessene Hilfe zur Selbsthilfe bietet oder abhängig machende Arbeitslo-
senhilfe. 
 
Ebenfalls von Bedeutung für die Entwicklung EUCKENs war vermutlich sein enger Kontakt 
mit EDMUND HUSSERL (1859 –1938). Dieser war schon mit EUCKENS Vater befreundet (der 
ihn nach Jena zu holen versuchte); in Freiburg entwickelten sich dann aber auch zwischen 
dem damals noch jungen Ehepaar EUCKEN und dem etwa 30 Jahre älteren HUSSERL enge pri-
vate Kontakte und schließlich eine „heitere Freundschaft“ (EUCKEN-ERDSIEK, 1981, S. 57). 
Diese überdauerte auch die Isolierung HUSSERLs, dem 1936 die Lehrbefugnis entzogen wur-
de, weil er Jude war.6 Der von WALTER EUCKEN häufig verwendete Ausdruck der „Radikalität 
des Fragens“ ist eine typische Wendung der HUSSERLschen Phänomenologie. Allein schon 
deswegen ist zu vermuten – und diese These wird von GOLDSCHMIDT (2002, S. 54 – 70 und 
S. 86 – 91) auch überzeugend gestützt –, dass EUCKENs Methodologie viel von der Auseinan-
dersetzung mit HUSSERL und dessen „Wesensschau“ profitiert hat. Da dies aber nicht gleich-
sam en passant verdeutlicht werden kann (hierzu ist die Philosophie HUSSERLs zu kompli-
ziert), müssen diese Hinweise an dieser Stelle genügen.7 Es soll allerdings noch darauf ver-
wiesen werden, dass EUCKEN in erkenntnistheoretischen Fragen HUSSERL mehrfach zustim-
mend zitiert.8  
 
Gleichfalls nur kurz erwähnt werden soll der Einfluss KANTs, zu dem sich EUCKEN vielfach 
bekannt hat (vgl. z.B. EUCKEN, 1940/1989, S. 29). Im Vergleich zu den meisten Nationalöko-
nomen ist ein solches Bekenntnis zwar keine Besonderheit; für die Akzeptanz von EUCKENs 
Ordnungsvorschlägen war der Einklang mit KANT jedoch von erheblicher Bedeutung. Diese 
Übereinstimmung kommt in einer Position zum Ausdruck, die man im mittelalterlichen Uni-
versalienstreit als nominalistisch bezeichnet hätte.9 Die damit zusammenhängende Ablehnung 
der Vorgehensweise von „Begriffsnationalökonomen“ kommt besonders gut in dem folgen-
den Zitat zum Ausdruck (EUCKEN, 1940/1989, S. 29):  
 
„Indem die ‚Begriffsnationalökonomen? Deduktionen aus pseudoaxiomatischen Thesen, 
die als Definitionen erscheinen, vornehmen, vollziehen sie einen Missbrauch der Ver-
nunft. Das ist ihr Kardinalfehler. (Grundsätzlich hat KANT zur Kritik dieses Verfahrens 
alles Nötige gesagt. Aber die ‚Kritik der reinen Vernunft? wurde für die Begriffsnational-
ökonomen umsonst geschrieben.) ... [Hieraus folgt Wirklichkeitsfremdheit.] ... Bekannt 
                                               
6  Das muss für EUCKEN und seine Frau auch persönlich erschreckend gewesen sein, denn EDITH EUCKEN-
ERDSIEK war über ihre Mutter eine so genannte Halbjüdin. EUCKEN war ein entschiedener Gegner national-
ökonomischen Gedankenguts (PEUKERT, 2000, S. 108; JANSSEN, 2000, S. 263 f. u. 559 f.). Seine Haltung in 
der so genannten „Judenfrage“ kommt besonders gut in einem Zitat zum Ausdruck, das von 
RÜBSAM/SCHADEK (1990, S. 57) überliefert worden ist: „Alle Juden werden beurlaubt oder aus dem Staats-
dienst entlassen. Überall Misshandlungen. Diese Sünde, die das deutsche Volk begeht, indem es wehrlose 
Menschen seelisch und körperlich misshandelt, wird sich an ihm fürchterlich rächen. Gott ist auch ein rächen-
der Gott.“ 
7 Eine kurzgefasste Einordnung der Lehre HUSSERLs in die transzendentale Philosophie mit einem Hinweis auf 
die Beeinflussung EUCKENs findet man bei BRESS (1996, S. 260 – 267). Die wohl wichtigste Literatur zur Ver-
bindung EUCKEN: HUSSERL wird von BLÜMLE/GOLDSCHMIDT (2000, S. 18 – 24) und GOLDSCHMIDT (2002) 
referiert. GOLDSCHMIDT (2002, S. 85) betont dabei die Bindeglied-Rolle, die EUCKEN (Vater) als geistiger Mitt-
ler zwischen EUCKEN (Sohn) und HUSSERL gehabt hat, und nennt RUDOLPH EUCKEN das „ ‚missing link‘ zwi-
schen nationalökonomischer Methode bei WALTER EUCKEN und philosophischer Forderung bei HUSSERL“. Al-
le genannten Autoren teilen die Ansicht, dass von HUSSERL ein starker Einfluss ausgegangen ist. 
8 In den in dieser Hinsicht besonders ergiebigen „Grundlagen“ (EUCKEN, 1940/ 1965) z.B. auf den Seiten 245, 
253 f. und 271. 
9 „Nominalistische“ deshalb, weil Begriffen nur eine Bezeichnungsfunktion, nicht jedoch ein Wesensgehalt 
zugeordnet wird (universalia sunt nomina rerum). Vgl. hierzu und zur Abgrenzung des Nominalismus vom 
Begriffsrealismus BRESS (1996, S. 257 – 260). 
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ist die Erzählung von den mittelalterlichen Mönchen, die bei einer winterlichen Diskussi-
on der Frage, ob Milch gefriere, nicht auf den Gedanken kamen, eine Schale mit Milch in 
die Kälte herauszusetzen, sondern die Begriff und Wesen der Kälte und der Milch zu klä-
ren suchten, um so zu einer Beantwortung der Frage zu gelangen. Natürlich ohne Erfolg. 
Genau so verfahren die zahlreichen heutigen Begriffsnationalökonomen ...“  
 
Diese nominalistische Position hat für die Akzeptanz der ordoliberalen Wettbewerbsordnung 
eine Folge gehabt, die rückschauend – je nach Temperament – als skurril oder tragisch be-
zeichnet werden kann: Vertreter der katholischen Kirche haben EUCKENs Werk hauptsächlich 
aus einem antikantianischen und einem antiliberalen Effekt heraus abgelehnt, deshalb näm-
lich, weil die Leugnung der unmittelbaren Erkennbarkeit des „Wesens“ der Dinge (ihres Ge-
notyps gleichsam, der hinter den Phänotypen steht, mit denen wir im Alltagsleben konfron-
tiert werden) auf eine Leugnung der Schöpfungsoffenbarung Gottes hinauslaufe (DÖLKEN, 
1992, S. 26 – 35). Auf diesem Vorwurf aufbauend, wurde ordoliberalen Vorschlägen zur Ges-
taltung der Wettbewerbsordnung in der unmittelbaren Nachkriegszeit die kirchliche Unter-
stützung verweigert. Das hat die Etablierung der Wettbewerbsordnung erschwert, obwohl 
dieses Ideal heute – aber eben erst heute – von der katholischen Soziallehre weitgehend mit-
getragen wird.10  
 
 
1.3 WIRTSCHAFTS- UND RECHTSWISSENSCHAFTLICHE EINFLÜSSE 
 
 
Wer in Deutschland zur Zeit EUCKENs Nationalökonomie studierte, absolvierte dies in aller 
Regel in einer rechtswissenschaftlichen Fakultät und in enger Verschränkung mit einem juris-
tischen Studium. Dies war auch bei EUCKEN der Fall und dürfte sein Interesse an institutionel-
len Regelungen gefördert haben. Hinzu kam, dass die deutsche Nationalökonomie von der 
Historischen Schule und deren institutionellem Denken beherrscht war. Hiervon hat sich 
EUCKEN später zwar gelöst, aber nicht im Sinne einer endgültigen Abwendung, sondern im 
Sinne einer fruchtbaren Auseinandersetzung und Weiterentwicklung. Dass das Denken der 
Nationalökonomen in Deutschland so sehr von institutionellen und historischen Fragen be-
herrscht wurde, hängt nicht etwa nur von starken persönlichen Einflüssen ab, wie sie vor al-
lem von SCHMOLLER ausgingen; es war vielmehr Ausdruck einer Situation, die sehr spezifisch 
für die deutsche Entwicklung war und anfangs allenfalls in der amerikanischen Entwicklung 
eine gewissen Ähnlichkeit fand: Deutschland wurde erst im 19. Jahrhundert geeint und war 
deshalb viel mehr als etwa England oder Frankreich (und wohl auch intensiver als die 
Vereinigten Staaten) mit der Aufgabe konfrontiert, für die sich industrialisierende Wirtschaft 
einen neuen gesetzlichen Rahmen zu schaffen. Im 20. Jahrhundert trat dann noch die Tatsache 
hinzu, dass Deutschland Nachbar der Sowjetunion und damit des einzigen sozialistischen 
Staates des Welt war und dass deshalb hier gleichsam der natürliche Boden für eine 
Auseinandersetzung bereitet war. Sie hat das ordnungspolitische Denken stark beflügelt und 
ist als „Debatte um die Wirtschaftsrechnung im Sozialismus“ in die Geschichte der 
Nationalökonomie eingegangen ist (SCHNEIDER, 1996, S. 12 - 18). Deutschland hat aufgrund 
dieser Umstände bis zur Etablierung der Sozialen Marktwirtschaft und der Wiedervereinigung 
die in der Welt einmalige Stellung eines wirtschaftsordnungspolitischen Laboratoriums inne 
gehabt (EUCKEN, 1951/2001, S. 11), ein geistiges Umfeld, das vor allem in der Generation um 
EUCKEN zu entscheidenden Prägungen geführt haben dürfte.  
                                               
10 Vgl. hierzu vor allem das Rundschreiben „Centesimus annus“ (JOHANNES PAUL II, 1991, insb. S. 745 – 747). 
Vgl. auch den Bericht der FRANKFURTER ALLGEMEINEN ZEITUNG (1998) über die Tagung einer Kommission 
für gesellschaftliche Fragen der deutschen katholischen Bischofskonferenz, die dem Problem einer Verbindung 
von Gerechtigkeit und Effizienz durch zweckmäßige Ordnungspolitik gewidmet war. 
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Mit der Berufung nach Freiburg kam EUCKEN noch dazu in eine Fakultät, deren Denken 
MÖSCHEL (1985, S. 45) später so gekennzeichnet hat: „Ein Menschenalter, bevor die Ameri-
can Bar Association und die Vereinigung amerikanischer Wirtschaftswissenschaftler in der 
ökonomischen Analyse des Antitrustrechts einen Gegenstand gemeinsamen Interesses formu-
lierten, war dies ... für die Forschungs- und Lehrgemeinschaft zwischen Juristen und Volks-
wirten an der Universität Freiburg in den dreißiger Jahren eher selbstverständliche Praxis“. 
Aus dieser Praxis ist die „Freiburger Schule“ hervorgegangen, die Eucken mitbegründet hat 
und auf die im Abschnitt über die Wirkungen seines Werks noch näher einzugehen ist. Hinzu 
traten Auseinandersetzungen innerhalb der Gemeinschaft der liberalen Ökonomen, die sich 
zum einen an LIPPMANNs „Inquiry into the Principles of the Good Society“ (1937) entzünde-
ten und die nach dem Zweiten Weltkrieg in der von HAYEK gegründeten Mont-Pelerin-
Society ihre Fortsetzung fanden. Dieses gedankliche Umfeld ließ EUCKEN zu einem Ideen-
bündler im Bereich der Ordnungsökonomik werden, einer Kristallisationsfigur, die EUCKEN 
auf diesem Feld mit HAYEK und BUCHANAN vergleichbar macht. 
 
2. WERK 
 
2.1 EINFLUSS DER HISTORISCHEN SCHULE UND LÖSUNG VON IHR: DIE FRÜHSCHRIFTEN 
 
Wie es in der Überschrift dieses Abschnitts schon zum Ausdruck kommt, stehen die Früh-
schriften EUCKENs – seine Dissertation (EUCKEN, 1914), seine Habilitationsschrift (EUCKEN, 
1921) und seine „Betrachtungen zum deutschen Geldproblem“ (EUCKEN, 1923) – noch unter 
dem Einfluss der Historischen Schule, von der er sich bei der Analyse des Geldproblems je-
doch bereits löst. 
 
In der Dissertation über „Die Verbandsbildung in der Seeschiffahrt“ kommt der Einfluss der 
Historischen Schule schon in der Gliederung zum Ausdruck: EUCKEN beschreibt in der vier-
teiligen Arbeit zunächst die Entstehung der Verbände, schildert sodann im zweiten Teil ihre 
Organisationsformen und im dritten Teil ihre Politik und wendet sich im vierten Teil den 
Wirkungen der Verbände und den Möglichkeiten negativ Betroffener zur Selbsthilfe sowie 
der Hilfe durch den Staat zu. Manchmal zeigt sich dabei scheinbar ein Glaube an Zwangsläu-
figkeiten der Entwicklung – so etwa bei der Beschreibung zweier „Entwicklungsreihen“ als 
treibenden Kräften der Verbandsbildung (S. 1 – 36). Gleichzeitig wird in diesen Schilderun-
gen aber – und deshalb ist der eben genannte Glaube wohl nur „scheinbar“ richtig – EUCKENs 
Fähigkeit zur Abstraktion und damit zur Herausarbeitung der wichtigsten Einflussfaktoren 
sichtbar, ein Arbeitsziel, das er auch im Vorwort betont. Dem ist es wohl zu danken, dass man 
sich nach der Lektüre des Buches gut informiert fühlt und es als Anwendungsfall einer allge-
meinen Kartelltheorie auffassen könnte, obwohl diese damals noch nicht vorlag und von 
EUCKEN auch nicht beabsichtigt wurde.11 
 
Die Habilitationsschrift über „Die Stickstoffversorgung der Welt“ (EUCKEN, 1921) wird im 
Vorwort als eine Arbeit bezeichnet, die sich von der bis dato erschienenen Literatur dadurch 
unterscheide, dass es nicht um eine technisch-betriebswirtschaftliche Ablaufschilderung der 
Produktions- und Distributionsprozesse gehe, sondern um eine volkswirtschaftliche Analyse, 
die markt- und hier sogar weltmarktorientiert ist. Gemäß dieser Zielsetzung werden die Be-
stimmungsfaktoren von Angebot und Nachfrage auf dem Weltmarkt in den Epochen vor, 
während und nach dem Ersten Weltkrieg beschrieben, und es wird die jeweilige Art der Preis-
bildung herausgearbeitet. Insgesamt bleibt das Werk aber beschreibend und dringt nicht zu 
                                               
11 Auch PEUKERT (2000, S. 98) meint, dass die übliche Einstufung der Dissertation als „der Historischen Schule 
zugehörig“ ihren theoretischen Gehalt untertreibt. 
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einer theoriebasierten Abschätzung der Funktionsfähigkeit des Welt-Stickstoffmarktes und zu 
möglichen Verbesserungen der Rahmenbedingungen vor.  
 
Anders ist die Vorgehensweise in den „Kritische(n) Betrachtungen zum deutschen Geldprob-
lem“ (EUCKEN, 1923). Hier wird in der Einleitung eine empirische Erscheinung beschrieben – 
sowohl die Warenpreise als auch die Kurse ausländischer Währungen steigen in Form eines 
Treppenmusters wiederholt sprunghaft an, wobei die Wechselkursbewegung der Warenpreis-
bewegung vorausläuft –, und es werden zwei theoretische Erklärungen und darauf basierende 
Therapievorschläge für dieses Phänomen diskutiert. Es geht also um die Plausibilität einer 
Hypothese bzw. ihrer Gegenhypothese sowie um darauf aufbauende Handlungsvorschläge 
und damit um eine genuin theoriebasierte Fragestellung.  
 
Als von der Öffentlichkeit akzeptierte Hypothese fungiert nach EUCKEN (1923, S. 5) die von 
ihm so genannte „Zahlungsbilanztheorie“ des deutschen Geldproblems. Nach ihr (genauer: 
nach einer Variante, die EUCKEN noch am ehesten überzeugend erscheint) hat der Friedens-
vertrag mit seinen Reparationsregelungen zu einem strukturellen Defizit im Staatshaushalt 
und in der Leistungsbilanz geführt. Dies zwinge Deutschland zu einem Papiergeldexport, was 
zusammen mit einem steigenden Misstrauen gegenüber der Mark die Kurse ausländischer 
Währungen erhöhe. Dies steigere die Preise und Löhne in Deutschland und führe über eine 
verstärkte Diskontierung von Handelswechseln, die der Umsatzfinanzierung dienten, zu ei-
nem Anstieg der Geldmenge. Ursache des Problems sei also der durch Reparationsleistungen 
verursachte strukturelle Warenmangel; Preisanstieg und Inflation im Sinne einer Ausdehnung 
der Geldmenge seien die Folge davon. Wer das Problem heilen wolle, müsse also auf der Wa-
renseite und damit bei den Reparationsforderungen sowie Methoden zur Steigerung der Pro-
duktion und zur Senkung der inländischen Absorption ansetzen. 
 
Die Gegenhypothese bildete die so genannte „Inflationstheorie“ des deutschen Geldprob-
lems. Diese These ging von zwei Tatsachen aus: davon, dass die Reichsbank der deutschen 
Regierung gestattete, Reparationsleistungen durch Staatsanleihen zu finanzieren, und davon, 
dass die Bank den Zinssatz mit dem Ziel einer Produktions- und Investitionsstützung gleich-
zeitig bewusst niedrig hielt. Bei einer solchen Politik – so EUCKEN – müsse es entsprechend 
der Quantitätstheorie zu Preissteigerungen kommen, die gemäß der Kaufkraftparitätentheorie 
dann auch zu einer Valutaverschlechterung führten. Letztere laufe der Warenpreissteigerung 
im Falle Deutschlands voraus, weil die deutsche Regierung ihre per Anleihefinanzierung ge-
wonnene Liquidität unmittelbar zum Kauf von Devisen verwende, welche sie zur Beglei-
chung von Reparationsforderungen benötige. Außerdem reagiere das Ausland auf politische 
Krisen mit einem Abstoßen von Markbeständen. Insgesamt sei die Ausweitung der Geldmen-
ge und damit die Politik der Reichsbank die Ursache der deutschen Schwierigkeiten. 
 
Man erkennt aus der Schilderung der beiden Hypothesen einen Einfluss WICKSELLs auf 
EUCKEN (JANSSEN, 2000, S. 62) und sieht außerdem, dass es sich beim Streit um das deutsche 
Geldproblem teilweise um eine Neuauflage der Banking-versus-Currency-Kontroverse han-
delt. Tatsächlich verweist EUCKEN bei der Darstellung der Zahlungsbilanztheorie auch mehr-
fach auf THOMAS TOOKE, einen engagierten Vertreter der Banking-theory. Er führt aus, dass 
man die beiden Hypothesen einem Test auf Übereinstimmung mit den Fakten und mit den 
anerkannten Teilen der ökonomischen Theorie unterziehen müsse, und gelangt auf diese Wei-
se zu dem Ergebnis, dass die Zahlungsbilanztheorie – wie wir heute sagen würden – als falsi-
fiziert betrachtet werden müsse. Ihm war klar, dass ein solches Ergebnis dem Interesse der 
Industrie an billigen Krediten widersprach (EUCKEN, 1940/1989, S. 13) und dass er sich mit 
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seiner Analyse manche Feinde machen werde,12 meinte aber, dass man sich als Nationalöko-
nom im Interesse der Suche nach Wahrheit darüber erheben müsse (EUCKEN, 1940/1989, S. 
14). Ganz in diesem Sinn suchte er auch ein klärendes Gespräch mit seinem Lehrer HERMAN 
SCHUMACHER, ein Gespräch, in dem er seine Abkehr von der Denktradition der Historischen 
Schule erklärt.13 
 
 
2.2 ZEITLICHE LENKUNG DES WIRTSCHAFTSPROZESSES: DIE „KAPITALTHEORETISCHE(N) 
UNTERSUCHUNGEN“ ALS KEIMZELLE ORDNUNGSTHEORETISCHEN DENKENS 
 
2.2.1 Vorbemerkungen 
 
 
Die Erstauflage der „Kapitaltheoretische(n) Untersuchungen“ erschien 1934 als Eröffnungs-
band der von EUCKEN herausgegebenen Schriftenreihe „Probleme der theoretischen National-
ökonomie“. Deshalb beginnt das Buch mit einer Einleitung in die Schriftenreihe, die der Fra-
ge „Was leistet die nationalökonomische Theorie?“ gewidmet ist. Die zweite Auflage er-
schien 1954. Sie wurde durch eine Einleitung von F.A. LUTZ (1954) über „Die Entwicklung 
der Zinstheorie seit Böhm-Bawerk“, einen Wiederabdruck von drei Aufsätzen EUCKENs 
(1937, 1940, 1944) über die Hauptprobleme der Kapitaltheorie, den Wirtschaftsprozess als 
zeitlichen Hergang und die zeitliche Lenkung des Wirtschaftsprozesses in verschiedenen 
Wirtschaftsordnungen sowie durch ein Nachwort von F.W. MEYER (1954) ergänzt. Es handelt 
sich bei der zweiten Auflage, aus der im folgenden zitiert wird, also um einen Nachdruck der 
ersten Auflage, der um die genannten Arbeiten erweitert wurde. Deshalb werden im folgen-
den die Reiheneinleitung und der Wiederabdruck der eigentlichen kapitaltheoretischen Analy-
se mit EUCKEN (1934/1954) zitiert. Wie MEYER in seinem Nachwort betont, wollte EUCKEN 
nach Abschluss seiner „Grundsätze der Wirtschaftspolitik“ aber eine echte zweite Auflage 
herausbringen, in der die zeitliche Lenkung des Wirtschaftsprozesses in verschiedenen Typen 
von Wirtschaftssystemen vertieft untersucht werden sollte. 
 
Da schon mehrfach die Bezeichnung „Wirtschaftsordnung“ und eben das Wort „Wirtschafts-
system“ gebraucht wurden, ist an dieser Stelle ein kleiner terminologischer Einschub zur Klä-
rung der Begriffe „Wirtschaftsordnung“, „Wirtschaftsverfassung“ und „Wirtschaftssystem“ 
erforderlich, die von EUCKEN in einer ganz spezifischen, heute nicht mehr herrschenden Wei-
se gebraucht werden. 
 
Unter der „Wirtschaftsordnung“ eines Landes versteht EUCKEN (1940/1989, S. 51) die Ge-
samtheit von – als „Formen“ (oder manchmal – so z.B. 1951/2001, S. 33 – auch klarer als 
„Ordnungsformen“) bezeichneten – Strukturelementen, in denen der Wirtschaftsprozess ab-
läuft. Was zu diesen Formen gehört, klärt er – wie noch gezeigt werden wird – durch Aufzäh-
lung. BÖHM (1946/1996) hat später jedoch eine kompakte Definition geliefert, die noch später 
von NEUBERGER/DUFFY (1976, S. 17) erneut entwickelt und für internationale Systemverglei-
che fruchtbar gemacht worden ist: Es handelt sich um Institutionen und Marktformen, welche 
die Dispositionskompetenzen, die Informationsflüsse und die Motivationsstrukturen regeln. 
                                               
12 Vgl. hierzu die bei KLINCKOWSTROEM (2000, S. 69) zitierten Briefe. 
13 Nachweise bei KLINCKOWSTROEM (2000, S. 69 f.). EUCKEN verbündete sich damals mit Ökonomen wie 
COLM, HAHN, LÖWE, RÖPKE und RÜSTOW zu einer Gruppe von Theoretikern (von RÜSTOW als „Ricardianer“ 
bezeichnet), welche versuchten, die Vorherrschaft der Historischen Schule zu brechen und die ihrerseits aus 
einem liberalen Flügel (um EUCKEN) und einem sozialistischen Flügel (um LÖWE) bestanden (JANSSEN, 2000, 
S. 27 – 45 sowie 62 – 64, und KLINCKOWSTROEM, 2000, S. 75 f.). Zum Streit der „Ricardianer“ gegen die 
„Historisten“ um die Erklärung der großen Inflation vgl. JANSSEN (2000, S. 319 – 334). 
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Die in einem Land faktisch gegebene Wirtschaftsordnung ist von derjenigen Ordnung zu un-
terscheiden, welche – anders als viele gegebene Ordnungen – Funktionsfähigkeit und Men-
schenwürde garantieren. Letztere bezeichnet EUCKEN (1940/1989, S. 239) als „Ordnung der 
Wirtschaft“ oder „Ordo“ und greift damit die physiokratische Unterscheidung von „ordre po-
sitif“ (Wirtschaftsordnung) und „ordre naturel“ (Ordo) in etwas abgewandelter Form wieder 
auf.  
 
Als „Wirtschaftsverfassung“ bezeichnet EUCKEN (1940/1989, S. 52) die Gesamtentscheidung 
über die Ordnung des Wirtschaftslebens in einem Gemeinwesen. Anders als im heute herr-
schenden Sprachgebrauch geht es dabei nicht einfach um den rechtlich geregelten Teil der 
Wirtschaftsordnung, sondern um eine geplante Ordnung, von der sich die jeweils realisierte 
Wirtschaftsordnung – z.B. aufgrund von inhärenten Transformationstendenzen – unterschei-
den kann. Ein Beispiel für einen ungeplanten Transformationsprozess bildet der Übergang 
von der freien Marktwirtschaft, wie sie den Befürwortern der Gewerbefreiheit vorschwebte 
und in den ersten beiden Dritteln des 19. Jahrhunderts auch annähernd realisiert wurde, zur 
kartellierten Marktwirtschaft im Deutschland der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert. 
 
„Wirtschaftssysteme“ schließlich nennt EUCKEN (1940/1989, S. 79) idealtypische Formen von 
Sozialsystemen, die sich durch die Art der Aufstellung von Wirtschaftsplänen unterscheiden. 
Die beiden Grundformen sind die zentral geleitete Wirtschaft, in welcher der Wirtschaftsplan 
von einer zentralen Stelle aufgestellt wird, und die Verkehrswirtschaft, in der eine Vielzahl 
von Wirtschaftsplänen dezentral aufgestellt wird und in der diese Pläne dann über den 
Tauschverkehr miteinander verknüpft und damit koordiniert werden. „Wirtschaftspläne auf-
stellen“ heißt dabei, eine Antwort auf fünf Fragen zu geben (EUCKEN, 1940/1989, S. 124 f.): 
„(1) Welche Güterarten werden hergestellt? (2) Wie erfolgt die Verteilung des jährlichen So-
zialprodukts? (3) Wie wird ein bestimmter zeitlicher Aufbau der Produktion vorgenommen? 
Wie also wird gespart und investiert? (4) Warum wird eine bestimmte Technik angewandt, 
und (5) wonach richtet sich die räumliche Lenkung des Wirtschaftsprozesses?“ (i.O. ohne 
Ordnungszahlen). Die Grundform der zentral geleiteten Wirtschaft kann nach dem Grad der 
mehr oder weniger großen Auflockerung der Machtfülle der Zentralstelle und der Größe des 
Sozialsystems in Unterformen unterteilt werden (EUCKEN, 1940/1989, S. 87), die Verkehrs-
wirtschaft nach der Art der Koordination der Einzelpläne und der darauf resultierenden Hand-
lungen. Die Koordinationsformen hängen ihrerseits von den Marktformen und vom Geldsys-
tem ab (EUCKEN, 1940/1989, S. 125). 
 
Die bisherigen Ausführungen verdeutlichen bereits einen Umstand, der auch in den Über-
schriften der Unterabschnitte 2.2.2 bis 2.2.4 zum Ausdruck kommt: Man kann die „Kapital-
theoretische(n) Untersuchungen“ als Anwendungsbeispiel für eine ganz bestimmte Untersu-
chungsmethode ansehen. Das hat EUCKEN in seiner Einleitung zur Reihe getan, in der er wie 
gesagt die Frage stellt: „Was leistet die nationalökonomische Theorie?“ Man könnte sie auch 
als eine Zwischenetappe in der Entwicklung der Kapitaltheorie betrachten. Das hat F.A. LUTZ 
in seiner Einleitung der zweiten Auflage getan. Und schließlich kann man das Buch auch als 
Keimzelle ordnungsökonomischen Denkens ansehen. Diesen Aspekt wollte EUCKEN in der 
geplanten „echten“ zweiten Auflage vertiefen. Da EUCKEN weder als Methodologe noch als 
Kapitaltheoretiker zum Schulenbildner geworden ist, wohl aber als Vertreter der Ordnungs-
ökonomik, und da die Schulenbildung in der Nachkriegszeit das Oberthema der Tagung bil-
det, für die dieser Aufsatz geschrieben wurde, ist hier der dritte Aspekt und damit die Frage 
nach der zeitlichen Lenkung des Wirtschaftsprozesses als ordnungstheoretisches Problem in 
den Vordergrund gestellt und bereits in der Überschrift zum Abschnitt 2.2 hervorgehoben 
worden.  
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2.2.2 Erkenntnistheoretische Basisüberlegungen  
 
 
Ausgangspunkt der erkenntnistheoretischen Überlegungen EUCKENs (1934/1954, S. 5) ist die 
Feststellung, dass jede Wissenschaft, die sich nicht selbst als solche aufgeben wolle, am Stre-
ben nach objektiver Wahrheit festhalten müsse. Hieraus folge die Frage, ob und wie die Nati-
onalökonomie Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge in der Realität erfassen könne. Bei der 
Beantwortung dieser Frage will sich EUCKEN (ebenda, S. 5 f.) weder mit rein methodologi-
schen Abhandlungen auseinandersetzen noch mit methodologischen Äußerungen bewährter 
Forscher. Erstere sind nach seiner Meinung oft zu weit von der Forschungspraxis entfernt, 
letztere weisen dagegen nicht selten eine eigentümliche Distanz zwischen methodologischer 
Reflexion und tatsächlicher Vorgehensweise auf – eine Diagnose, die auch für das heutige 
einschlägige Schrifttum vielfach noch zutreffen dürfte. Deshalb will er – exemplifiziert am 
Beispiel SCHMOLLERs – folgendermaßen vorgehen (EUCKEN, 1934/1954, S. 6):  
 
„[Wir ignorieren] radikal die gesamte methodologische Literatur, bitten auch den sach-
kundigen Leser darum und fragen nur nach dem wirklich geübten Verfahren. Was etwa 
Schmoller über Induktion und Deduktion oder über Individuelles und Allgemeines geäu-
ßert hat, übergehen wir völlig; wichtig ist für uns ausschließlich, wie Schmoller tatsäch-
lich geforscht hat.“ 
 
Gehe man in dieser Weise vor, stoße man auf zwei verschiedene Methoden der Forschungs-
praxis: die rationalistische und die empiristische.  
 
Das rationalistische Verfahren besteht – wie wir heute sagen würden – in der Bildung von 
Gedankenmodellen und deren Anwendung zur Erklärung der Realität. EUCKEN selbst ver-
wendet zunächst die Bezeichnung „allgemeine Lösungen“ für bestimmte Probleme 
(1934/1954, S. 19), gebraucht an späterer Stelle aber auch den Ausdruck „Theorie“ (ebenda, 
S. 28) und spricht bei der Analyse von Wirtschaftsordnungen von „reinen Ordnungsformen“, 
„Idealtypen“ und „Modellen“ (1944, S. 265). Für die Bildung und Anwendung der Modelle 
entwickelt er eine „Methodologie der Theoriebildung“ (SCHMID, 2002, S. 234). Er unterschei-
det vier Schritte, denen jeweils charakteristische Fallstricke zugeordnet sind. Falle man diesen 
zum Opfer, werde die Analyse unbrauchbar. 
 
Schritt 1 besteht in der „Aufwerfung eines allgemeinen Problems“ (1934/1954, S. 15). Dieser 
grundlegende Schritt sei nur zulässig, wenn die Erfahrung zeige, dass es in einem Sachgebiet 
eine „gewisse Gleichförmigkeit“ der Erscheinungen und Probleme gebe, d.h. häufig beob-
achtbare Einzelphänomene oder etwas, was wir heute „stilisierte Fakten“ nennen. Ein erklä-
rungsbedürftiges Einzelphänomen ist z.B. die Existenz des Zinses; ein erklärungsbedürftiges 
Faktensyndrom bilden z.B. die Eigenarten von volkswirtschaftlichen Wachstumsprozessen. 
Bei der so verstandenen Problemstellung ergäben sich zwei Fehlermöglichkeiten (1934/1954, 
S. 18): (1) Es gibt eine Gleichförmigkeit, aber man erkennt sie nicht, und (2) es gibt keine 
Gleichförmigkeit, aber man konstruiert eine. Ein Fehler vom Typ (1) läge z.B. vor, wenn man 
leugnete, dass die Menschen sich bei vielen wirtschaftlichen Entscheidungen an Preisen ori-
entieren, ein Fehler vom Typ (2), wenn man ein allgemeines Konjunkturproblem aufwerfe 
und damit verkenne, dass jede Konjunkturlage einzigartig sei und dass es deshalb keine all-
gemeine Konjunkturtheorie geben könne.14 Vor allem das Beispiel zum Fehler von Typ (2) 
                                               
14 Bei der Schilderung der eben genannten Fehler verwendet EUCKEN (1934/1954, S. 17 f.) die (modernen) Be-
zeichnungen „Fehler vom Typ (·)“ nicht; er beschreibt das Problem der a- bzw. b-Fehler der Sache nach aber 
exakt. 
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verdeutlicht, was ein Schwachpunkt dieser EUCKENschen Erkenntnistheorie ist: Dass das, was 
wir Konjunkturzyklus nennen, keine Gleichförmigkeit aufweise, werden viele Nationalöko-
nomen bestreiten. Wie entscheidet man also, ob eine „gewisse Gleichförmigkeit“ vorliegt 
oder nicht? Das wird nicht expressis verbis ausgeführt; aus dem Duktus ergibt sich aber, dass 
die Erkenntnis von „Gleichförmigkeiten“ offenbar ein kreativer Akt ist, der gute Forscher 
auszeichnet und dessen Richtigkeit sich in der Anwendbarkeit bei der Erklärung von konkre-
ten Fällen erweisen muss. Gerade dabei werden sich aber weitere Schwachpunkte zeigen. 
 
Schritt 2 besteht in „Reduktionen der tatsächlichen Gegebenheiten auf reine Fälle“ (EUCKEN, 
1934/1954, S. 20). Dies geschieht im Wege einer „pointierend-hervorhebenden Abstraktion“ 
und führt zu einem Gedankenmodell, dass EUCKEN auch „Idealtypus“ nennt, vom WEBER-
schen „utopischen“ Idealtypus aber streng unterschieden wissen will (EUCKEN, 1940/1989, 
S. 268 – 270). Solche Modelle wie z.B. der „isolierte Staat“ THÜNENs oder die Vorstellung 
eines Angebotsmonopols seien idealisierte Ursachenkomplexe von Erscheinungen, nicht aber 
Realtypen wie BÜCHERs „Hauswirtschaft“, die Phänomene in bestimmten Geschichtsepochen 
beschreiben sollen.15 Als erster Teilschritt – so wird später in den „Grundlagen“ (1940/1989, 
S. 50 – 58) ergänzt – gehört zu Schritt 2 die Beschreibung der Wirtschaftsordnung, innerhalb 
derer sich das „allgemeine Problem“ stelle. Bei der dann folgenden Konstruktion von Idealty-
pen würden häufig drei Arten von Fehlern gemacht: 
 
(1) Es werden unmögliche Bedingungen gesetzt. Das sei z.B. der Fall, wenn man in einem 
Modell von einer zeitlosen Produktion ausginge (ebenda). Aber ist das wirklich immer ein 
Fehler? Kann man bei der Konstruktion eines Modells des Planetensystems z.B. nicht von 
der „unmöglichen Bedingung“ ausgehen, die Masse der Himmelskörper sei jeweils in ei-
nem idealen Massepunkt konzentriert? Kann man im beschreibenden Sinn also nicht völ-
lig unrealistisch werden, weil bestimmte Bedingungen – hier die Ausdehnung und Mas-
senverteilung der Himmelskörper – in manchen Erklärungszusammenhängen nur eine 
vernachlässigbar geringe Rolle spielen? Könnte das nicht manchmal auch für den Zeitbe-
darf bei der Güterproduktion gelten? Und was genau heißt in diesem Zusammenhang die 
Unterscheidung zwischen „unmöglichen Bedingungen“ (die nach EUCKEN [1934/1954, S. 
20 f.] nicht gesetzt werden dürfen) und „unwirklichen Bedingungen“ (die zulässige Ideali-
sierungen darstellen [ebenda])? Braucht man da nicht eine Art Metatheorie, die es gestat-
tet zu entscheiden, welche Idealisierungen in einem Erklärungszusammenhang nur zu ver-
nachlässigbar geringen und zufälligen Fehlern führen und welche zu fühlbaren und syste-
matischen? 
(2) Man entfernt sich im Abstraktionsprozess weiter von der Wirklichkeit, als es für den Er-
kenntniszweck notwendig ist (1934/1954, S. 21). So brauche die theoretische Forschung 
z.B. den Homo oeconomicus nicht; es genüge vielmehr die Annahme rationalen Verhal-
tens und damit eines Strebens nach optimalen Entscheidungen etwa beim Produzieren     
oder Konsumieren (ebenda, S. 23). Die sich hier aufdrängende Frage, wie man den „rich-
tigen“ Abstraktionsgrad erkennt, wird von EUCKEN nicht diskutiert. 
(3) Die Bedingungen werden einseitig ausgewählt (1934/1954, S. 24). Dieser Fehler wird 
verständlich, wenn man berücksichtigt, dass EUCKEN die konkrete Welt als jeweils raum- 
und zeittypische Mischung reiner Modelle auffasst. Wolle man den Außenhandel von 
Ländern erklären, dürfe man deshalb z.B. nicht nur über ein Modell verfügen, in dem Ar-
beit und Kapital immobil sind, sondern benötige ergänzend wenigstens auch eines, in dem 
nur Arbeit immobil ist (ebenda, S. 26 f.) – eine Aussage übrigens, die in der Außenhan-
delstheorie erst sehr viel später als relevant angesehen wurde. 
 
                                               
15 Der Unterschied zwischen dem EUCKENschen und dem WEBERschen Idealtypus ist umstritten. Vgl. hierzu 
GOLDSCHMIDT (2002, S. 51 – 54 m.w.N.). 
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Schritt 3 besteht in der Ableitung von Prognosen aus den gesetzten Bedingungen. Die so ent-
stehenden Wenn-dann-Zusammenhänge nennt EUCKEN (1934/1954, S. 28 f.) „Theorien“, die 
uns als „gedankliches Werkzeug“ (ebenda, S. 47) dienen können. An Theorien (oder in heuti-
ger Sprechweise wohl besser: Modelle) in diesem instrumentellen Sinn stellt er die Anforde-
rung, dass der interne Ableitungszusammenhang den Gesetzen der Logik genügen müsse. 
Seien die Bedingungen wirklichkeitsnah gesetzt und in einem konkreten Fall gegeben und sei 
die Theorie in sich logisch, dann sei sie aktuell und gestatte eine wahre Erklärung der konkre-
ten Wirklichkeit; seien die Bedingungen in einem bestimmten Fall nicht gegeben, bleibe die 
Theorie prinzipiell wahr, sei aber nicht aktuell (ebenda, S. 29 f.). Wie man erkennt, dass die 
gesetzten Bedingungen annähernd gegeben sind und die Theorie damit aktuell ist, wird wie-
derum nicht näher erläutert. Es wird lediglich vor dem Fehler gewarnt zu glauben, dass die 
Theorie als solche schon auf ein bestimmtes Raum-Zeit-Gebiet zugeschnitten sei und sich 
damit unbesehen anwenden lasse. 
 
Schritt 4 stellt schließlich die tatsächliche Anwendung einer Theorie auf ein konkretes Prob-
lem dar. Erwiesen sich hierbei die Prognosen der Theorie ex post als falsch, sei das ein Zei-
chen dafür, dass Fehler der besprochenen Art begangen worden sind (EUCKEN, 1934/1954, S. 
34). Erwiesen sich die Prognosen als richtig, würden damit gleichzeitig Ansatzpunkte für eine 
Kausaltherapie unerwünschter Erscheinungen sichtbar. 
 
EUCKEN (1934/1954, S. 39 f.) bekennt sich insgesamt zu diesem „rationalistischen Verfah-
ren“, warnt aber vor den geschilderten Fehlern und weist darauf hin, dass manche der An-
nahmen in der Realität oft nur relativ grob erfüllt sein könnten – etwa wenn Unternehmer 
nicht rein rational, sondern zum Teil auch traditionsgeleitet handeln. Deshalb müsse man bei 
der Anwendung von Modellen und Strukturelementen („Formen“) vom Verfahren der „gene-
ralisierenden Abstraktion“ Gebrauch machen und diejenigen Modelle und Formen anwenden, 
die dominieren (EUCKEN, 1940/1989, S. 226). Es sei also gleichsam eine Anwendung mit 
Fingerspitzengefühl erforderlich.  
 
Gehe man nach dem vorstehend geschilderten Vier-Schritte-Verfahren vor, werde eine 
scheinbare Antinomie überwunden, vor die sich die Nationalökonomen bis dato zu Unrecht 
lange gestellt glaubten und die EUCKEN (1940/1989, S. 21 – 23) in den „Grundlagen“ dann als 
die „große Antinomie“ bezeichnen wird: Sowohl der Anspruch, dass die Modelle Allgemein-
gültigkeit besäßen, als auch die Feststellung, dass sich reale Volkswirtschaften dauernd änder-
ten, seien berechtigt; hieraus folge aber kein unauflösbarer Widerspruch, sondern nur die Tat-
sache, dass die Modelle manchmal aktuell und manchmal nicht aktuell seien und die Theorie-
bildung niemals „fertig“ sei (ebenda, S. 45). Kartellmodelle könnten also z.B. zur Erklärung 
von Verhaltensweisen in der Antike ebenso herangezogen werden wie zur Erklärung heutiger 
Verhaltensweisen; die Modelle sind aufgrund des Kartellverbots des GWB heute aber in vie-
len Bereichen der Wirtschaft nicht mehr „aktuell“, könnten es aufgrund von Rechtsänderun-
gen in Zukunft aber durchaus wieder werden und bedürften vielleicht auch einer Modifikati-
on, wenn neue technische Entwicklungen neue Formen des Informationsaustausches und der 
wechselseitigen Verhaltensüberwachung zwischen den Beteiligten möglich werden lassen und 
damit die Vorbedingungen für eine Kartellierung ändern. 
 
Anhänger der heute herrschenden POPPERschen Anschauungen werden zwar EUCKENs War-
nung vor den genannten Fehlern unterstreichen, seine Methode aber gleichwohl als nicht be-
friedigend einstufen (so z.B. auch SCHMID, 2002). Praktisch bietet er ja nur einen Instrumen-
tenkasten aus in sich logischen Theoriebruchstücken als Erklärungsbausteine an: Die Anwen-
dungsbedingungen seiner Formalmodelle sind allenfalls andeutungsweise spezifiziert (so auch 
PEUKERT, 2000, S. 113), d.h. es fehlen Operationalisierungsvorschriften, die einen objektiv 
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erkennbaren Anwendungsbereich beschreiben. Erst aus einer Kombination der Formalmodelle 
mit solchen Operationalisierungsvorschriften entstünde eine falsifizierbare Theorie. Ein erfah-
rener Forscher mag rein formale (nicht operationalisierte) Modelle geschickt kombinieren 
können und auf diese Weise zu sinnvollen Ceteris-paribus-Prognosen für einen Einzelfall ge-
langen. Wie entscheidet man aber ex ante, wenn zwei Wissenschaftler im gleichen Fall auf-
grund des Fehlens von Operationalisierungsvorschriften unterschiedliche Modelle anwenden 
und damit auch zu unterschiedlichen Prognosen gelangen? Was soll man also z.B. einem 
Richter raten, dem in einem Fusionskontrollprozess zwei Gutachten vorliegen, eines, das ei-
nen Markt als wettbewerblich einstuft und von einer Fusion keine irgendwie gefährliche 
Wettbewerbsbechränkung erwartet, und eines, dass zu dem gegenteiligen Ergebnis gelangt?16 
Soll dann die Reputation der jeweiligen Forscher entscheiden, in der sich vielleicht die Fähig-
keit spiegelt, die jeweils „richtigen“ Modelle auszusuchen? Verlässt man sich dann nicht auf 
Autoritäten, statt auf das Ergebnis von Theorietests? 
 
Der Verfasser ist geneigt, diese Fragen zu bejahen und hat deshalb – speziell für Funktionsfä-
higkeitsprüfungen im Bereich von Marktprozessen – ein anderes Verfahren der Anwendung 
ökonomischer Modelle vorgeschlagen, ein Verfahren, dass sich besser mit der Forschungslo-
gik POPPERs (1935/1994) und LAKATOS’ (1974) verträgt und gleichzeitig Methoden der medi-
zinischen Diagnostik in den Bereich der Ökonomie überträgt (GROSSEKETTLER, 1999a u. 
2001). Da es hier aber nicht auf eine ausführliche methodologische Auseinandersetzung mit 
EUCKEN ankommt, soll es mit dieser Andeutung einer Kritik sein Bewenden haben und mit 
EUCKENs Sicht des „empiristischen Verfahrens“ fortgefahren werden.  
 
Der „empiristische Nationalökonom“ geht nach EUCKEN (1934/1954, S. 8 f.) in zwei Schrit-
ten vor. Der erste Schritt besteht in der Sammlung von Tatsachen, die dem jeweiligen Autor 
bei der Schilderung etwa der Geschichte eines Gewerbezweiges relevant erscheinen und die 
auch vermutete (aber nicht abstrakt erklärte) Ursache-Wirkungs-Aussagen umfassen. Der 
zweite Schritt besteht in der Gewinnung einer „anschaulichen Theorie“. Hierbei geht es nicht 
um die Anwendung einer allgemeinen Theorie auf einen konkreten Einzelfall; statt dessen gilt 
(ebenda, S. 10): 
 
„Eine Anwendung der Theorie auf individuelle Probleme, wie sie der Rationalist voll-
zieht, wäre für den Empiristen sinnlos und unterbleibt stets, weil seine Theorie selbst die 
konkrete Wirtschaft zu beschreiben hat. Sie soll zwar vom Zufälligen und Unwesentlichen 
absehen, soll aber als historische oder anschauliche Theorie eine lebensvolle Zusammen-
schau der wirtschaftlichen Erscheinungen bieten.“ 
 
Vollkommen klar ist diese Unterscheidung zwischen einer „rationalistischen Theorie“ und 
einer „anschaulichen“ nicht. Vielleicht kann man sie mit Hilfe des folgenden Gedankenexpe-
riments verdeutlichen. 
 
Wir nehmen erstens an, dass der Konsum – unabhängig von Zeit und Raum – systematisch 
ausschließlich von zwei Variablen mit jeweils positiven Ableitungen abhängig sei, dem Ein-
kommen Y und dem Vermögen W. Und wir unterstellen kontrafaktisch zweitens, dass die 
Technik der (klassischen) Regressionsanalyse bereits zur Zeit SCHMOLLERs anwendbar gewe-
sen wäre. Dann könnte man den Unterschied zwischen den Vorgehensweisen der Vertreter 
der beiden Theorietypen folgendermaßen zu erklären versuchen: 
 
                                               
16 Ein Beispiel hierfür bilden die Pro-Stellungsnahme zum Fusionsfall „E.on/Ruhrgas“ von C. CHR. V. 
WEIZSÄCKER (2002), der von 1989 – 1998 Vorsitzender der Monopolkommission war, und die Kontra-
Stellungsnahme von W. MÖSCHEL (2002), der von 1998 – 2000 Vorsitzender dieser Kommission war. 
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Der „Rationalist“ stellt zunächst drei Hypothesen auf: (H1) „Immer wenn sich irgendwo und 
irgendwann in der Welt das Einkommen Y erhöht, steigt ceteris paribus auch der Konsum C“, 
(H2) „Immer wenn sich irgendwo und irgendwann in der Welt das Vermögen W erhöht, steigt 
der Konsum ceteris paribus ebenfalls“, und (H3) „C = f (Y, W) ist ein vollständiges (makro-
ökonomisches) Konsummodell“. Anschließend quantifiziert er den Zusammenhang zwischen 
C, Y und W mit Hilfe einer zweidimensionalen Regressionsanalyse in irgendeinem Raum-
Zeit-Gebiet. Dieses wird für die Spezifikation ausgesucht. Der „Rationalist“ behauptet an-
schließend aber, dass die so gefundene Regressionsgleichung in allen anderen Raum-Zeit-
Gebieten ebenfalls gelte. Charakteristisch für diese Vorgehensweise ist, dass man zunächst 
zwei Hypothesen (H1 und H2) aufstellt,  
 
* die partielle Zusammenhänge beschreiben und folglich experimentell überprüft werden 
könnten, wenn es gelänge, über entsprechende Experimentierbedingungen sicher zu stel-
len, dass die Ceteris-paribus-Bedingung eingehalten wird, und 
* die für Fachleute dadurch plausibel begründet werden, dass sie im Rahmen der allgemei-
nen ökonomischen Theorie verankert werden. 
 
Die gedankliche Vornahme einer partiellen Änderung und damit das Setzen der Ceteris-
paribus-Bedingung bezeichnet EUCKEN (1934/1954, S. 132 f.) in Anlehnung an (aber nicht 
völliger Übernahme von) SCHUMPETER (1908, S. 443 ff.) als „Variationsmethode“: Man ver-
gleicht komparativ-statisch zwei Gleichgewichtszustände, die sich durch eine und nur eine 
Datenänderung unterscheiden, und behauptet, dass diese partielle Datenänderung immer und 
überall den Effekt ( · ) auf den Konsum haben werde. 
 
Der „Empirist“ will – anders als der „Rationalist“ – im ersten Ansatz gar nicht zu allgemein 
gültigen Erklärungen für den Konsum vordringen, sondern lediglich die Konsumentwicklung 
in einem ganz bestimmten Land innerhalb eines ganz bestimmten Zeitraums vollständig erklä-
ren. Er überlegt deshalb, welche Erklärungsgründe für Konsumvariationen ihm in diesem 
Raum-Zeit-Gebiet ökonomisch plausibel erscheinen und spezifiziert sofort und ohne weitere 
Bemühungen um eine Verankerung in der ökonomischen Theorie ein Regressionsmodell für 
C = f (Y, W). Die sich ergebende Regressionsgleichung wäre für ihn die gesuchte „anschauli-
che Theorie“. 
 
In unserem Gedankenexperiment könnten beide Forscher für das betrachtete Raum-Zeit-
Gebiet zum richtigen Ergebnis gelangen. Der „Rationalist“ würde dann sagen, seine Ex-post-
Prognose der Konsumentwicklung müsse sich ergeben, weil sie das Ergebnis der Anwendung 
einer allgemeinen Theorie auf einen speziellen Fall sei. Der „Empirist“ würde sich dagegen 
auf seine intuitive Fähigkeit zur Formulierung vollständiger Erklärungsmodelle berufen, die 
sich mit Hilfe von Regressionsanalysen spezifizieren lassen. Tatsächlich gingen zur Zeit EU-
CKENs und SCHMOLLERs allerdings weder der „Rationalist“ noch der „Empirist“ in der be-
schriebnen Weise vor. Der „Rationalist“ behauptete vielmehr lediglich Ceteris-paribus-
Hypothesen unter Berufung auf die allgemeine Theorie, testete sie aber nicht und stellte auch 
die Hypothese H3 nicht auf, die eine implizite Voraussetzung vieler Testverfahren ist. Und 
der „Empirist“ wendete die Regressionsanalyse nicht an, sondern berief sich lediglich auf 
seine Fähigkeit zur vollständigen Erklärung von Entwicklungen (also auf ein Regressionsmo-
dell in seinem Kopf), auf Erklärungen freilich, deren Gültigkeit er auf ein bestimmtes Raum-
Zeit-Gebiet beschränkte. 
 
Mit der eben vorgetragenen Interpretation verträgt sich die Kritik EUCKENs ((1934/1954, S. 
47) am „empiristischen Verfahren“:  
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„Der Ursachenkatalog z.B., den SCHMOLLER zur Erklärung der Lohnerhöhung 
von 1850 – 1900 vorlegt, stellt eine Aufzählung von Einzelerscheinungen dar, die 
wahrscheinlich für die Lohngestaltung wichtig waren, aber es wird keineswegs 
klar, warum die Tatsachen in diese Richtung wirken mussten und welche Rolle 
jede einzelne spielte.“ (Hervorhebung i.O.) 
 
Mit anderen Worten: EUCKEN kritisiert, dass sich das angeblich vollständige Regressionsmo-
dell in SCHMOLLERs Kopf zu wenig auf die ökonomische Theorie stützte und deshalb unvoll-
ständig und fehlspezifiziert war und falsche partielle Einflussstärken vorspiegelte. Eine ähnli-
che Kritik wird heute gegenüber ökonometrischen Modellen vorgetragen, die ad hoc aufge-
stellt werden und theoretisch nur schlecht fundiert (d.h. nicht oder nur schwach mit anerkann-
ten Teilen der Theorie verknüpft) sind; sie wird gegenüber (angeblich) vollständigen Regres-
sionsmodellen allerdings auch generell vorgetragen, und die Tatsache, dass ökonometrische 
Modelle zwar für die Vergangenheit meist einen guten „Fit“ aufweisen, bei echten Ex-ante-
Prognosen aber typischerweise an überraschenden Strukturbrüchen scheitern, spricht für die 
Berechtigung dieser Kritik. Wenn EUCKEN dann allerdings wenig später moniert, dass einer 
Erklärung nach dem „empiristischen Verfahren“ der „zwingende Beweis“ fehle, wird ein kla-
rer Verstoß gegen POPPERs (1935/1994) „Logik der Forschung“ sichtbar (die es 1934 aller-
dings noch nicht gab): Erfahrungswissenschaftliche Hypothesen können – anders als es das 
rationalistische Verfahren“ EUCKENs vorgibt – eben nicht „bewiesen“ werden, sondern sich 
bestenfalls vorläufig bewähren. 
 
Der Verfasser ist überzeugt, dass die vorstehende Interpretation der methodischen Überlegun-
gen EUCKENs „richtig“ in dem Sinn ist, dass sie das von EUCKEN Gewollte in moderner Spra-
che wiedergibt. Man kann allerdings nicht sicher sein, dass dies tatsächlich der Fall ist, weil 
EUCKEN diese Sprache natürlich noch nicht kannte und deshalb auch keine Überlegungen 
anstellen konnte, die man heute mit Hilfe des Vokabulariums der theoretischen Statistik und 
der Ökonometrie sowie der POPPERschen Methodenlehre ausdrücken würde. Stimmt die In-
terpretation des Verfassers, kann man noch auf einen weiteren Unterschied zwischen dem 
„rationalistischen“ und dem „empiristischen“ Verfahren hinweisen und damit EUCKENs Kritik 
an letzterem gleichzeitig in einem Teilaspekt relativieren: Man kann sagen, dass EUCKENs 
„rationalistische Theorie“ handlungsorientiert, SCHMOLLERs „empiristische“ dagegen „prog-
noseorientiert“ ist. „Handlungsorientiert“ soll bedeuten, dass eine richtige Theorie auf In-
strumente verweist, mit denen man wirtschaftspolitisch als unbefriedigend eingestufte Situati-
onen verändern kann. „Prognoseorientiert“ soll dagegen darauf hinweisen, dass eine Regres-
sionsmodell – auch ein nur intuitiv formuliertes und unvollständiges – immerhin dazu benutzt 
werden kann, Status-quo-Prognosen zu liefern, die Entwicklungen in der näheren Zukunft 
signalisieren und damit auf die Gefahr von unerwünschten Entwicklungen hinweisen können. 
Ist das der Fall, sind beide Arten von „Theorien“ wirtschaftspolitisch verwertbar: Das „empi-
ristische“ Verfahren liefert Status-quo-Prognosen, die auf wirtschaftspolitischen Handlungs-
bedarf in einem konkreten Raum-Zeit-Gebiet verweisen, dass „rationalistische“ Verfahren 
zeigt, welche Handlungen im Lichte allgemeiner Erfahrungen zur Gefahrenabwehr geeignet 
erscheinen.17 
 
2.2.3 Kapital- und zinstheoretische Basisüberlegungen 
 
Wenden wir uns nun der Rolle EUCKENs als Kapital- und Zinstheoretiker zu. Getreu seiner 
„rationalistischen Methode“ beginnt EUCKEN (1934/1954, S. 53) seine Überlegungen zum 
Kapital- und Zinsproblem mit der Feststellung:  
                                               
17 Auch Prognosen über Planetenbewegungen, die auf dem geozentrischen Weltbild beruhten, waren schließlich 
für bestimmte Zwecke durchaus brauchbar. 
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„Die Erfahrung lehrt, dass ein Kapitalzins als gleichförmig wiederkehrende Er-
scheinung existiert. Demnach lautet die allgemeine Frage: Woher kommt der dau-
ernde Güterzufluss, der dem Zinsbezieher zuströmt? Warum erhält er ihn und wo-
durch wird seine Größe bestimmt?“ (Hervorhebung i.O.) 
 
EUCKEN führt aus – und dies kann man als Anknüpfung an österreichisches Gedankengut an-
sehen (KURZ, 2000, S. 136) –, dass der Zins als Preis eines Produktionsfaktors unmittelbar 
verständlich erscheine, wenn man Kapital neben Arbeit und Natur (Boden) als dritten Produk-
tionsfaktor anerkenne. Die Crux sei aber, dass man dies nicht ohne weiteres sagen könne, 
denn Kapital bestehe aus produzierten Produktionsmitteln und sei deshalb kein urtümlicher 
Produktionsfaktor. Eine wirklich allgemeine Theorie müsse deshalb auch erklären können, 
wie es in einer Robinson-Wirtschaft, in der anfangs keine produzierten Produktionsmittel  
existieren, zur Kapitalbildung und zu Zinserscheinungen kommen könne. Solch eine Robin-
son-Wirtschaft sei durch fünf „Daten“ gekennzeichnet, die nach EUCKENs Ansicht für den 
Volkswirt im Rahmen von theoretischen Analysen exogen gegebene Größen darstellen (eben-
da, S. 57 – 62): (1) Robinsons Bedürfnisse, (2) die Reichhaltigkeit der Natur, (3) Robinsons 
Arbeitsvermögen, (4) sein technisches Wissen und (5) die Größe eines anfänglichen Konsum-
gütervorrats, eines Subsistenzmittelfonds, der es ihm erlaubt, Produktionsumwege mit einer 
mehr oder weniger langen Ausreifungszeit für neue Konsumgüter zu ergreifen: Ist der Sub-
sistenzmittelfonds (das „Startkapital“) klein, können nur solche Produktionsprozesse gewählt 
werden, die schon nach kurzer Zeit wieder Konsumgüter hervorbringen, weil Robinson sonst 
verhungern würde; dauerte das Knüpfen eines Netzes z.B. 10 Tage, gestatte der Anfangsvor-
rat an Konsumgütern aber nur das Überleben für zwei Tage – so ein von EUCKEN (ebenda, 
S. 61 f.) gewähltes Beispiel –, wäre die Produktionsfolge „Netz knüpfen – Fische fangen und 
zubereiten – Fischekonsum“ unmöglich; bei einem genügend großen Anfangsvorrat könnte 
der Produktionsumweg über das Knüpfen des Netzes dagegen attraktiv sein. 
 
In einem Wirtschaftssystem, in dem viele Menschen zuammenwirken, trete als sechstes Da-
tum die Form der Lenkung des Systems hinzu. Neben Daten müssten außerdem Erfahrungs-
regeln (in unserer heutigen Terminologie: bewährte erfahrungswissenschaftliche Gesetze) wie 
vor allem das erste GOSSENsche Gesetz und das Gesetz vom abnehmenden Ertragszuwachs 
beachtet werden (EUCKEN, 1940/1989, S. 135 – 139). Von dieser Analysebasis ausgehend, 
reiht EUCKEN sich nun – wie LUTZ (1954) in seiner Einleitung zeigt – in die Gruppe jener 
Theoretiker ein, welche den Zins im Rahmen einer „ ‚statischen? Zinstheorie“ (LUTZ, 1954, 
S. 1) aus der „Mehrergiebigkeit längerer Produktionsumwege“ erklären, daraus also, dass eine 
Kapitalintensivierung die Produktivität von Arbeit und Natur (Boden) mit abnehmenden Zu-
wachsraten steigere. Kapital ist in der arbeitsteiligen Geldwirtschaft das, was in der Robinson-
Wirtschaft der Subsistenzmittelfonds ist (EUCKEN, 1934/1954, S. 125), und weil eine Erhö-
hung der Kapitalintensität produktivitätssteigernd wirkt, muss sich in einer Marktwirtschaft 
ein Gleichgewichtspreis für die zur Verfügungstellung von knappem Kapital herausbilden, der 
Zins.  
 
Für die Höhe der Kapitalnachfrage sei auch von Bedeutung, ob technische Methoden zu einer 
weiteren Verlängerung von Produktionsumwegen bekannt seien. In der Regel sei das meist 
der Fall, im Mittelalter habe es daran aber teilweise gefehlt und deshalb kein Zins existiert 
(EUCKEN, 1934/1954, S. 83). Für das Kapitalangebot sei von Belang, wie man die Dringlich-
keit von Gegenwarts- bzw. Zukunftskonsum einschätzt und wie groß in Folge dessen die für 
Investitionszwecke verfügbaren Ersparnisse sind (ebenda, S. 87). Die Umsetzung der Erspar-
nisse in Investitionen und damit von Geldkapital in Sachkapital könne gestört sein: Hortbil-
dung statt Investitionen (ebenda, S. 150 – 153), Schwierigkeiten bei der Wiederverwendung 
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stark spezialisierter (spezifischer) Kapitalgüter, die im Rahmen von Strukturänderungen frei-
gesetzt werden (ebenda, S. 153 - 155), kurzfristige Schwankungen der Sparquote, welche die 
dynamische Anpassungsflexibilität der Investoren überfordern (ebenda, S. 155), und Fehlin-
vestitionen, die vorübergehend zu Absatzstörungen führen (ebenda, S. 157 – 160) – all dies 
spiele hier eine Rolle.  
 
Hinzu komme das sogenannte Maschinenproblem oder – in der heutigen Ausdrucksweise – 
eine autonome Erhöhung der Arbeits- und/oder Kapitalproduktivität durch technischen Fort-
schritt (ebenda, S. 160 – 188). Technischer Fortschritt verbessere insbesondere langfristig die 
Lage aller Arbeiter, könne kurzfristig aufgrund von „Unbeweglichkeiten“ aber durchaus dazu 
führen, dass dies nur im Durchschnitt gelte, nicht aber für Arbeiter in einer negativ betroffe-
nen Industrie (etwa in dem Teil der Eisenindustrie, der mit Holzkohle arbeitet), welche Nach-
frage an eine fortschrittlichere Industrie verliere – etwa an Teile der Eisenindustrie, die mit 
Koks arbeiten (ebenda, S. 187). Die Probleme, die hier entstünden, seien auch dadurch be-
dingt, dass es nicht nur sogenannte „verbrauchliche Produktionsmittel“ gebe (etwa Betriebs-
stoffe), sondern auch langlebige, und nicht nur vielseitig verwendbare, sondern auch ausge-
prägt spezifische (ebenda, S. 187 f.). Diesen Umständen theoretisch besser Rechnung zu tra-
gen als bis dato, sei eine Aufgabe der zukünftigen ökonomischen Forschung (ebenda, S. 188). 
 
2.2.4 Der Einfluss der Wirtschaftsordnung auf die zeitliche Lenkung des Wirtschaftsprozesses 
 
 
EUCKEN (1934/1954) hat seine Basisüberlegungen zur Kapital- und Zinstheorie anhand von 
Beispielen aus einer Robinson-Wirtschaft und aus einer Verkehrswirtschaft entwickelt. Wirt-
schaftssysteme wie die einfache zentral geleitete Wirtschaft oder gar die Zentralverwaltungs-
wirtschaft spielten zunächst noch keine Rolle. Erst in seinem Aufsatz „Die zeitliche Lenkung 
des Wirtschaftsprozesses und der Aufbau der Wirtschaftsordnung“ (EUCKEN, 1944) wird der 
Einfluss der Wirtschaftsordnungen thematisiert; in der geplanten „echten“ zweiten Auflage 
der „Kapitaltheoretische(n) Untersuchungen“ sollte diese Frage wie gesagt verstärkt behandelt 
werden.  
 
Von einer „zeitlichen Lenkung“ des Wirtschaftsprozesses spricht EUCKEN (ebenda, S. 246 f.), 
weil es um die Frage geht, wie die Kapitalintensität in einer Wirtschaft bestimmt wird und 
wie lange es damit im Durchschnitt dauert, bis der Einsatz von Arbeit und Natur (Boden) zu 
Konsumgütern führt. In einer reinen Sammlergesellschaft wäre dieser Weg extrem kurz; wenn 
Sammler dagegen erst einen Subsistenzmittelfonds anlegen, der es ihnen gestattet, Jagdwaffen 
zu fertigen, kommt es im Zuge eines Investitionsprozesses zu einer zeitlichen „Zurückverset-
zung“ von Gütern (im Beispiel werden Konsumgüter in ein Lager investiert), und es wird ein 
„Produktionsumweg“ (Waffenfertigung) eingeschlagen. In gut organisierten Unternehmen 
wird die Frage der zeitlichen Steuerung von Projekten heute häufig mit Hilfe von Netzplänen 
beantwortet. Für ganze Volkswirtschaften gibt es solche Netzpläne nicht. Welche Produkti-
onsumwege hier eingeschlagen werden, hängt von deren Rentabilität, aber auch von der 
Kompetenzverteilung für die Aufstellung von Wirtschaftsplänen, von den dabei verfolgten 
Motiven und von den verfügbaren Informationen ab und damit von der jeweils realisierten 
Wirtschaftsordnung. EUCKEN analysiert die Entscheidungen für die Systeme der einfachen 
zentral geleiteten Wirtschaft, der Zentralverwaltungswirtschaft und der Verkehrswirtschaft. 
Dabei gelangt er zu folgenden Ergebnissen:  
 
(1) In der einfachen zentral geleiteten Wirtschaft entscheidet der Leiter über die Auswahl von 
Wirtschaftsplänen und – falls erforderlich – über deren Revision im Lichte neuer Umstän-
de oder Erkenntnisse. Er setzt auch fest, welche Produktionsumwege eingeschlagen wer-
 18
den, und zwar unabhängig davon, ob die Planunterworfenen sparen (Konsumgüter aufbe-
wahren) oder nicht. Verfährt der Leiter bei der „Planauslese“ (EUCKEN, ebenda, S. 273) 
methodisch richtig und ist er gut informiert und motiviert, gleicht er Grenzkosten und 
Grenznutzen in allen Produktionsrichtungen aus (ebenda, S. 274); es gibt in diesem Sys-
tem allerdings keine Kontrolle des Leiters und keinen Mechanismus, der ihn zur Korrektur 
einer ineffizienten Planauslese zwingt (ebenda, S. 276).  
 
(2) In der Zentralverwaltungswirtschaft reiner Form (d.h. derjenigen mit erzwungener Kon-
sumwahl) vollzieht sich die Planauslese dem Grundprinzip nach genauso. Anders als in 
der einfachen zentral geleiteten Wirtschaft kann der Leiter nun aber nicht mehr ohne Ver-
waltung auskommen. Darüber hinaus gilt (EUCKEN, ebenda, S. 282 f.):  
 
„[Es] fehlen ihm die Werkzeuge, um die Bedürfnisse der Menschen festzustel-
len, die zu versorgen sind. Er kann sie nur im Groben abschätzen. – Meist      
aber hat die Zentralverwaltung auch gar nicht die Absicht, sich an diese Be-
dürfnisse anzupassen. Ihr fehlt also nicht nur das Werkzeug, um die Bedürf-
nisse zu ermitteln, sondern vor allem auch der Wille, um ihre Wirtschaftspläne 
auf die vorhandenen Bedürfnisse auszurichten. Sie wird mit der Lenkung des 
Wirtschaftsprozesses meist gewissen zentralen, gesamtpolitischen oder militä-
rischen Zwecken dienen.“ (Hervorhebung i.O.). 
 
In zeitlicher Hinsicht wesentlich sei – so EUCKEN (ebenda) –, dass die Zentralverwaltung 
den Gegenwartskonsum entsprechend ihren Vorstellungen beschränken könne; das verset-
ze sie insbesondere auch in die Lage, Großprojekte mit bedeutendem Kapitalaufwand zu 
realisieren. 
 
Der entscheidende Unterschied zur einfachen zentral geleiteten Wirtschaft sei das Fehlen 
der unmittelbaren Anschauung und damit die Bewältigung des Informationsproblems. Um 
dies zu erleichtern, greife man in der Praxis gerne auf Arbeitsteilung bei der Planaufstel-
lung und damit dann auf die Delegation von Kompetenzen für die Ausarbeitung von Teil-
plänen zurück. Dies aber führe erfahrungsgemäß zur „Gruppenanarchie“, d.h. zu Konflik-
ten und Abstimmungsfehlern zwischen den Teilplanern (ebenda, S. 283 f.). Auch die Ein-
führung von Verrechnungspreisen helfe letztlich nicht weiter, so dass sich unter Einbezie-
hung der Tatsache, dass auch in diesem System ein automatischer Kontrollprozess für die 
Planauslese fehle, folgende Charakteristika ergäben (ebenda, S. 291): 
 
* erhebliche Differenzen zwischen Planauslese und Konsumenteninteressen,  
* starke und unsystematische Abweichungen zwischen Soll und Ist bei der Plandurch-
führung und 
* Schwerfälligkeit bei der Anpassung an unvorhergesehene Datenänderungen. 
 
Mit Bezug speziell auf die zeitliche Lenkung des Wirtschaftsprozesses könne man damit 
sagen, dass sie in der Zentralverwaltungswirtschaft durch zentrale Planung einerseits und 
durch starke Zufalls- und Unsicherheitsmomente andererseits geprägt werde (ebenda, 
S. 298). 
 
(3) In der Verkehrswirtschaft spielten zusätzlich zur Verteilung der Planungskompetenzen auf 
dezentrale Einheiten die Institutionen der Geldwirtschaft und damit auch die Elastizität 
der Geldversorgung sowie die Marktformen auf den Märkten eine wichtige Rolle. In einer 
Wirtschaft mit vollständiger Konkurrenz und einem Bankensystem ohne eigene Geld-
schöpfungsmöglichkeiten (dies sind Annahmen, die EUCKEN am Schluss seiner Analyse 
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variiert) ergäben sich im Vergleich zur Zentralverwaltungswirtschaft drei Zusatzproble-
me: 
 
* In der Zentralverwaltungswirtschaft bestimme die Zentrale darüber, welche Bedürf-
nisse wie weit mit Geld ausgestattet und somit zu Bedarf werden; in der Verkehrs-
wirtschaft werde dies jedoch dezentral entschieden, und es ergebe sich folglich ein 
Koordinationsbedarf (ebenda, S. 298 f.). 
* Gerade in zeitlicher Hinsicht sei die dezentrale Ausformulierung der Wirtschaftspläne 
relativ unbestimmt. Zwar werde eindeutig festgelegt, wie hoch die laufenden Erspar-
nisse sein sollen; wann und wie die Ersparnisse wieder aktiviert werden, hänge jedoch 
von Erwartungen und deren Realisationsgraden ab (ebenda, S. 299 f.). 
* Das Preissystem funktioniere, wie VON STACKELBERG das ausgedrückt habe, wie eine 
automatische Rechenmaschine, welche die jeweiligen Knappheitsgrade anzeige und 
die Planauslese dadurch unendlich erleichtere, dass jeder individuelle Planer sich auf 
seinen überschaubaren Bereich und die ihm zugänglichen Informationen konzentrie-
ren könne und dass Preisvariationen für die Koordination der Einzelpläne sorgten   
(ebenda, S. 301 f.). Gleichzeitig belohne dieses System Planer, die sich erfolgreich 
anpassen, und bestrafe die anderen; es wirke also als Selektionssystem für anpas-
sungsfähige und anpassungsbereite Planer (ebenda, S. 302). Das Preissystem weise 
als solches allerdings drei Eigenarten auf, die man bei der Beurteilung seiner Koordi-
nationsfähigkeit im Auge behalten müsse (ebenda, S. 302f.). Es werde nämlich ver-
zerrt, wenn 
· Marktmacht eine fühlbare Rolle spiele und/oder 
· Geldwertschwankungen und Wechselkursreaktionen Änderungen von Knapp-
heitsgraden signalisierten, die es in Wirklichkeit gar nicht gäbe, und/oder 
· (reale) externe Effekte aufträten. 
 
Nicht aufgeführt werden weitere Marktversagenstatbestände, auf die heute im allgemeinen 
hingewiesen wird (Kollektivgüterproblematik, natürliche Monopole, Informationsasymmet-
rien auf Versicherungsmärkten sowie meritorische und demeritorische Güter). 
 
In der Schilderung der Planauslese in den drei Wirtschaftssystemen kommt unmittelbar zum 
Ausdruck, welch große Bedeutung EUCKEN der Informationsproblematik im Rahmen von 
Koordinationsprozessen beimaß. Seine Darstellung ist zwar nicht identisch mit HAYEKs 
(1937, 1945, 1968/1994) Beschreibung des Wettbewerbs als eines Entdeckungsverfahrens, 
passt aber mit der Betonung der Tatsache vollkommen dazu, dass Güterflüsse über Informati-
onsflüsse gesteuert werden, welche von planenden Unternehmern als Signale aufgenommen 
und weiterverarbeitet werden.18 In ihr wird einerseits eine Verwandtschaft des Denkens mit 
einer heute als „New Austrians“ bezeichneten Schule sichtbar (hierzu KIRZNER, 1997); ande-
rerseits kommt eine deutliche Distanz zur modernen Theorie des allgemeinem Gleichgewichts 
zum Ausdruck, die Informationsprobleme entweder negiert oder auf Pseudolösungen wie ei-
nen Tâtonnementprozess verweist, der durch einen imaginären Auktionator gesteuert wird, 
oder auf einen allwissenden und wohlwollenden Diktator.19 Das, was heute „Informations-
ökonomik“ genannt wird, beschäftigt sich nicht mit der umfassenden Fragestellung, wie In-
formationen erzeugt, aufgenommen, verarbeitet und weitergeleitet werden und welche Len-
kungswirkungen hieraus resultieren, sondern ausschließlich mit den Auswirkungen von In-
formationskosten auf die Lage und Stabilität von Gleichgewichten und die Zweckmäßigkeit 
von wirtschaftspolitischen Eingriffen.  
                                               
18 Zu einem Vergleich von EUCKEN und HAYEK vgl. PIES (2001), STREIT/WOHLGEMUTH (2000) und WATRIN 
(2000). 
19 Näher hierzu GROSSEKETTLER (2001) und die dort genannte Literatur. 
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Auch in einem zweiten Punkt unterscheidet sich EUCKENs Sichtweise der Koordinationstätig-
keit des Preissystems von der heute vorherrschenden neoklassischen: Wie die Vertreter der 
New Austrians argumentiert EUCKEN im Rahmen seiner Analyse der zeitlichen Lenkung der 
Planauslese wirklich dynamisch (d.h. so, dass auch Situationen sowie Such- und Korrektur-
prozesse zwischen Gleichgewichten betrachtet werden und Instabilitäten prinzipiell möglich 
sind), also nicht nur komparativ statisch oder komparativ dynamisch (ähnlich PEUKERT, 2000, 
S. 114). So betont er, dass es in der Verkehrswirtschaft keinen Mechanismus zur Ex-ante-
Koordination von Investitionsplänen gibt. Man passe sich zwar an den jeweils herrschenden 
Zinssatz und die Gesamtheit der jeweils relevanten Preise an; es sei aber durchaus möglich, 
dass sich ex post – nämlich nach dem Verstreichen der Ausreifungszeit der Investitionen – 
zeige, dass es zu Überinvestitionen oder Kapazitätsengpässen gekommen ist. Solche Erschei-
nungen – die, so muss man hinzufügen, in der Realität ja immerhin so häufig vorkommen, 
dass man über die Wünschbarkeit von Investitionsmeldestellen diskutiert und in Frankreich 
darin einen wichtigen Legitimationsgrund für die Planification gesehen hat – müssten ex post 
im Wege einer Fehlerkorrektur beseitigt werden. Ein Beispiel für solche Korrekturen bildet 
die Rückbildung der Bauindustrie in den neuen Bundesländern (wobei eine „Investitionsbla-
se“ in diesem Bereich allerdings auch mit dadurch verursacht wurde, dass der Staat solche 
Investitionen subventionierte). Der so entstehende Abtast- und Korrekturprozess hänge eng 
mit dem „sogenannten Konjunkturablauf“ (EUCKEN, 1934/1954, S. 308) zusammen. Das, was 
für viele Nationalökonomen Gegenstand einer eigenständigen Konjunkturtheorie bildet, ist für 
EUCKEN also das empirische Abbild eines Abtast- und Korrekturprozesses, der ex post (d.h. 
im Wege der Ausmerzung von Fehlinvestitionen) das Nichtvorhandensein eines funktionsfä-
higen Netzplans für die zeitliche Stufung der Produktion ersetzt. 
 
Damit soll die Darstellung der EUCKENschen Sichtweise der Kapitaltheorie und der zeitlichen 
Lenkung des Wirtschaftsprozesses abgeschlossen und zu den „Grundlagen“ übergegangen 
werden. 
 
 
2.3 AUSBAU DER METHODISCHEN ÜBERLEGUNGEN ZUR ENTWICKLUNG DER 
ORDNUNGSTHEORIE: DIE GRUNDLAGEN DER NATIONALÖKONOMIE 
 
 
Die relativ ausführliche Diskussion der „Kapitaltheoretische(n) Untersuchungen“ gestattet es, 
die „Grundlagen“ kompakt darzustellen, weil die bisher schon diskutierten Grundideen hier 
eigentlich nur weiter ausdifferenziert werden. Vorweg muss allerdings eine Erläuterung zur 
Überschrift für diesen Abschnitt abgegeben werden. EUCKEN (1940/1989 S. IX) beginnt das 
Vorwort zur ersten Auflage der „Grundlagen“ mit den folgenden Worten: 
 
„Dieses Buch ist kein methodologisches Buch. Die wirtschaftliche Wirklichkeit ist 
sein Gegenstand.“ (Hervorhebung i.O.) 
 
Angesichts eines solchen Anfangs muss es verwundern, wenn in der Überschrift dieses Ab-
schnitts „methodische Überlegungen“ angekündigt werden. In einem gewissen Gegensatz zu 
EUCKENs Einleitung können die „Grundlagen“ aber wirklich als ein methodenorientiertes 
Buch betrachtet werden: Sie sind Ausdruck der Suche EUCKENs nach Instrumenten, die im 
Zuge der ökonomischen Politikberatung und der Aufklärung der Bevölkerung nutzbar ge-
macht werden können, um die gegebene Wirtschaftsordnung und damit auch das Leben der 
Menschen zu verbessern. Im eben zitierten Vorwort kommt das wenig später zum Ausdruck:  
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„Die Lebenswichtigkeit der Fragen, die an die Nationalökonomie gerichtet wer-
den, steht in entschiedenem Gegensatz zur inneren Unsicherheit, Lebensferne und 
Zersplitterung, die – trotz vieler großer Leistungen Einzelner – weithin in ihr herr-
schen.“ 
 
Diese Lebensferne aber, so hätte er fortfahren können, mache es erforderlich, sich mit den 
herrschenden Analysemethoden kritisch auseinanderzusetzen, und das tut er dann tatsächlich 
wieder und wieder. Deshalb ist das Buch eines, in dem dauernd über Methoden gesprochen 
wird, über EUCKENs eigene, aber auch über solche, die er für falsch hält. STACKELBERG (1940, 
S. 245) hat in seiner Besprechung der „Grundlagen“, in der er EUCKEN einen guten Stil, eine 
klare Gedankenführung und wichtige Aussagen bescheinigt, denn auch betont, dass das Buch 
eine „dringend benötigte“ Methodenlehre sei. Kaum gesprochen wird darin dagegen über 
Modelle, wie man sie sonst in Einführungen findet:  
 
„Gängige Theorie, abfragbar im Diplomexamen, fanden wir bei Eucken nicht und 
waren ob dieser Tatsache etwas enttäuscht, ... [Euckens ‚Grundlagen? sind kein 
einführendes Lehrbuch. Statt dessen gilt:] ... wie man Theorie betreibe, so lehrt 
uns Eucken.“ (BOMBACH, 1990, S. 57 f.) 
 
Gliederungstechnisch geht EUCKEN in den „Grundlagen“ so vor, dass er das Buch in drei Ab-
schnitte unterteilt. Die ersten beiden sind zwei so genannten „Hauptproblemen“ der National-
ökonomie gewidmet, der dritte und weitaus längste der wissenschaftlichen Erkenntnis der 
wirtschaftlichen Wirklichkeit.  
 
Das so genannte erste Hauptproblem besteht in der Frage nach der Lenkung des „arbeitsteili-
gen Gesamtzusammenhangs, von dem die Versorgung jedes Menschen mit Gütern, also jedes 
Menschen Existenz, abhängt“ (EUCKEN, 1940/1989, S. 2). Dieses Hauptproblem umfasse die 
fünf Teilfragen, die bei der Aufstellung von Wirtschaftsplänen relevant seien, nämlich die 
Fragen danach, was für wen unter Einsatz welchen im- oder expliziten Netzplans für die 
Wertschöpfungskette in welcher räumlichen Konstellation und damit auch in Verbindung mit 
welchen logistischen Problemen und mit welcher Technik hergestellt werden sollte. Bei der 
wissenschaftlichen Durchdringung dieses Problems tritt – wie bereits dargestellt – die „große 
Antinomie“ auf, d.h. die Schwierigkeit, historisch singuläre Tatbestände in einer sich ständig 
ändernden Welt mit Hilfe von allgemeingültigen Theorien geistig zu durchdringen. 
 
Das zweite Hauptproblem besteht in der Frage nach dem Aufbau von Wirtschaftsordnungen, 
d.h. – wie gezeigt – nach der Gesamtheit der Strukturelemente („Formen“), die das Ablaufen 
von Wirtschaftsprozessen zu allen Zeiten bestimmt haben, die aber historisch in jeweils unter-
schiedlichen Kombinationen auftreten und so ihre Wirkungen auf die Wirtschaftsprozesse in 
einem Raum-Zeit-Gebiet entfalten. Diesem Problem habe sich die Nationalökonomie bis dato 
mit unzureichenden Mitteln genähert. Die Klassiker hätten nur einen Plan für eine Wirt-
schaftsordnung entworfen, die ihnen wünschenswert erschien, und das positive Ziel einer Er-
klärung tatsächlicher Wirtschaftsordnungen deshalb gar nicht erst angestrebt und verfehlt. 
Lehren von den Wirtschaftsstufen oder Wirtschaftsstilen oder solche von der Zeitgebunden-
heit von Theorien seien ebenfalls nicht geeignet, mit der „großen Antinomie“ fertig zu wer-
den. Das einzige Verfahren, das zur Identifikation des Formengefüges einer realisierten Wirt-
schaftsordnung und damit zur „Erkenntnis der wirtschaftlichen Wirklichkeit“ geeignet sei, sei 
das oben (Unterabschnitt 2.2.2) bereits geschilderte Verfahren des Rekurierens auf reine Ord-
nungsformen, welche – analog zur Erklärung von Vielfalt in den Naturwissenschaften mit 
Hilfe einer begrenzten Zahl von Elementarteilchen – die konkreten Wirtschaftsordnungen der 
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Geschichte als unterschiedliche Kombinationen der reinen Ordnungsformen erklären 
(EUCKEN, 1940/1989, S. 72): 
 
„Wie aus zwei Dutzend Buchstaben eine gewaltige Mannigfaltigkeit von Worten 
verschiedener Zusammensetzung und verschiedener Länge gebildet werden kann, 
so aus einer beschränkten Zahl elementarer, reiner Formen zu wirtschaften eine 
unübersehbare Mannigfaltigkeit konkreter Wirtschaftsordnungen.“  
 
Dieses Verfahren müsse aber wie gesagt fehlerfrei und mit Fingerspitzengefühl angewendet 
werden. Es wurde bisher nur in seinen Basisstrukturen gekennzeichnet und lag in diesen 
Strukturen bereits den „Kapitaltheoretische(n) Untersuchungen“ zu Grunde. In den „Grundla-
gen“ wird nun hauptsächlich der für die Analyse der Verkehrswirtschaft erforderliche mor-
phologische Apparat zur Beschreibung von Marktformen und Geldsystemen ausgebaut.  
 
Bei den Marktformen (EUCKEN, 1940/1989, S. 91 – 112) geht EUCKEN von zwei Grundfragen 
aus: 
 
* Ist der Markt offen oder geschlossen? 
* Als was betrachtet der Anbieter oder Nachfrage den Preis? 
· Sieht er ihn als ein Datum an, an das man sich anpassen muss? Dann liegt Konkur-
renz vor.  
· Ist der Preis ein Entscheidungsparameter, bei dessen Festlegung man auch die Reak-
tionen der Marktgegenseite (aber nur diese) betrachten muss? Dann liegt ein Mono-
pol oder Kollektivmonopol (Kartell) vor. 
· Müssen bei der Festlegung der Preise, die in den Wirtschaftsplan eingesetzt werden 
sollen, nicht nur die Reaktionen der Marktgegenseite, sondern auch die von Wett-
bewerbern einkalkuliert werden? Dann liegt ein Oligopol vor. 
 
In welcher Marktform ein Unternehmer agiere, wisse oder lerne er. Sei er z.B. objektiv auf 
einem Konkurrenzmarkt tätig, versuche nun aber in Verkennung seiner wirklichen Situation 
die Politik eines Monopolisten zu betreiben, würden die Marktreaktionen ihn rasch eines Bes-
seren belehren (ebenda, S. 100). Wolle man eine Marktform erkennen, müsse man also an den 
Wirtschaftsplänen der Akteure ansetzen.20  
 
Verfeinert man die vorstehende Gliederung noch etwas, kommt man zu dem bekannten EU-
CKENschen Marktformenschema, das in Abbildung 1 (S. 22a) dargestellt ist, in diesem Aufsatz 
aber nicht weiter diskutiert zu werden braucht. 
 
Die Kritik an der Verwendung eines solchen Marktformenschemas – und dies betrifft nicht 
nur EUCKEN, sondern alle Theoretiker, die ähnlich vorgehen – liegt unmittelbar auf der Hand: 
Die Unternehmer mögen sich ja durchaus nach der Einschätzung ihrer jeweiligen Marktform 
richten; ihre Überlegungen stellen jedoch innermenschliche oder innerbetriebliche Sachver-
halte dar, die einem außenstehenden Wissenschaftler nicht zugänglich sind. Es fehlt also an 
operationalen Anwendungsbedingungen für das Marktformenschema, das die Kräfte wider-
spiegelt, denen sich die Akteure in den einzelnen Marktformen ausgesetzt sehen. Das ist des-
                                               
20 Legt man diese Argumentation sehr weit aus, könnte man sie folgendermaßen ergänzen: Das wirtschaftliche 
Handeln der Menschen ist weitgehend „rational“ im Sinn von „bewusst und plangesteuert“. Es beruht auf in-
ternen Modellen der relevanten Einflusskräfte. Diese Modelle mögen zunächst fehlerhaft sein, werden vom 
Gehirn dann aber rasch den Erfahrungstatsachen angepasst. Will man wirtschaftliches Handeln erklären, muss 
man also die Gedankenmodelle der Akteure zu rekonstruieren versuchen. Dies setzt nicht unbedingt voraus, 
dass man sich deren Sprache bedient, sondern kann auch in einer theoretischen Sprache erfolgen.  
Abbildung 1 
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Quelle: EUCKEN (1940/1965, S. 111). 
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halb gravierend, weil die Abgrenzung von Märkten schwierig ist und weil zwei verschiedene 
Wissenschaftler für einen Markt, dessen Grenzen sie unterschiedlich weit ziehen, deshalb 
leicht zu unterschiedlichen Marktformen gelangen können (man vergleiche das Beispiel oben, 
S. 13, Fn. 16). Hinzu kommt, dass Unternehmer aus verschiedenen Gründen bei Befragungen 
wohl immer dazu neigen werden zu antworten, sie stünden unter erheblichem Konkurrenz-
druck. Dies gilt vor allem im Rahmen einer Wirtschaftsordnung, in der Monopole – wie von 
EUCKEN in den „Grundsätzen der Wirtschaftspolitik“ gefordert – bekämpft werden sollen. 
 
Zur Zeit EUCKENs spielten Monopolpositionen aufgrund von hohen Transaktions- und Trans-
portkosten sicher eine sehr viel größere Rolle als heute. Gleichwohl war die Forderung nach 
vollständiger Konkurrenz auch damals schon extrem. Es erscheint deshalb rückschauend auch 
nicht ganz angemessen, wie EUCKEN die Vorschläge CHAMBERLINs und ROBINSONs behan-
delt, Monopol und Konkurrenz als Grenzfälle von monopolistischer Konkurrenz anzusehen 
(woraus dann die Forderung resultiert, die Konkurrenz auf einem Markt brauche nicht voll-
ständig, sondern lediglich „workable“ zu sein). Anders als bei der Analyse des deutschen 
Geldproblems, bei der er Hypothese und Gegenhypothese auf Anwendbarkeit und Verträg-
lichkeit mit den Tatsachen und bewährten Teilen der Theorie prüft, erklärt er hier einfach 
dogmatisch, dass „ein Rückschlag gegen die Vorherrschaft der Konkurrenzanalyse in der älte-
ren Forschung“ vorliege (EUCKEN, 1940/1989, S. 98). Heute herrscht dagegen wohl die An-
sicht vor, dass es nicht auf eine bestimmte Marktform, sondern darauf ankommt, ob die 
Marktprozesse befriedigend verlaufen (LENEL, 1990, S. 32; SCHLECHT, 1990b, S. 69). Der 
Verfasser, der nach einer Weiterentwicklung ordoliberaler Ideen strebt, hat deshalb wie gesagt 
(S. 13) ein Diagnosekonzept entwickelt, mit dessen Hilfe man in objektiv überprüfbarer Wei-
se feststellen kann, ob diese Prozesse auf einem realen Markt als funktionsfähig angesehen 
werden können (GROSSEKETTLER, 1999a u. 2001). 
 
Bei der Analyse der Geldwirtschaft unterscheidet EUCKEN (1940/1989, S. 112 – 127) zwei 
Hauptformen: die, in welcher Geld auch als Recheneinheit benutzt wird, und die, in welcher 
Geld und Recheneinheit getrennte Größen sind. Auf die Funktion des Geldes als Wertaufbe-
wahrungsmittel geht er nicht ein. Neben den Hauptformen differenziert EUCKEN (ebenda, S. 
117 – 121) nach ihren Entstehungsarten zwischen verschiedenen Geldsystemen, nämlich da-
nach,  
 
* ob ein Sachgut zu Geld wird (Beispiele: Getreidegeld oder Metallgeld),  
* ob Geld im Wege der Anerkennung einer Schuld entsteht (Einlagescheine, Schuldschei-
ne) oder  
* ob Geld im Wege der Kreditgewährung entsteht (auf Krediten beruhendes Giralgeld). 
 
Dies seien die Geldformen und Geldsysteme. Wolle man bestimmen, wie sie auf den Wirt-
schaftsprozess wirken, habe man nach den Wirtschaftsplänen zu fragen, welche die Größe 
und Verwendung der einzelwirtschaftlichen Kassen bestimmen (ebenda, S. 123).  
 
Mit dieser Ergänzung ist der morphologische Apparat komplettiert. Viele Zeitgenossen und 
auch EUCKEN selbst sahen darin einen gewaltigen Fortschritt: EUCKEN war – vielleicht auch 
mit Blick auf seinen Bruder, den anerkannten Professor für physikalische Chemie, und die 
ihm bekannten Naturwissenschaftler in einer Weise vorgegangen, die WELTER (1957, S. 505) 
folgendermaßen kennzeichnet: 
 
„Auf der Suche nach den Elementen aller Wirtschaftsordnungen ... [war Eucken 
wenig anders vorgegangen] ... als ein Erforscher des Lebens oder des Zusammen-
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lebens von Pflanzen oder Tieren: mit geradezu naturwissenschaftlicher Nüchtern-
heit.“ 
 
Das Ergebnis schätzt WELTER (ebenda, S. 503) folgendermaßen ein: 
 
„Euckens Grundstrukturen sind als Grundlage für die Erfassung der wirtschaftli-
chen Wirklichkeit kaum von geringerer Bedeutung als Max Plancks ungleich 
verwickeltere Quantentheorie für die Physik.“ 
 
EUCKEN demonstriert in verschiedenen Veröffentlichungen an mannigfaltigen Beispielen, wie 
man seine Morphologie zur Erklärung von historisch realisierten Wirtschaftsordnungen und 
den daraus resultierenden Wirtschaftsprozessen anwenden kann (vgl. z.B. EUCKEN, 1947, S. 
30 – 53). Auf Beispiele hierfür muss jedoch aus Platzgründen ebenso verzichtet werden wie 
auf eine Übersicht über Arbeiten, in denen andere Wissenschaftler mit Hilfe der Methode 
EUCKENs konkrete vergangene oder gegenwärtige Wirtschaftsordnungen untersucht haben.21  
 
 
2.4 LENKUNGSPROBLEME IN DER WETTBEWERBSORDNUNG: DIE „GRUNDSÄTZE DER 
WIRTSCHAFTSPOLITIK“ ALS PROGRAMM FÜR DIE ORDNUNGSPOLITIK DER NACHKRIEGSZEIT 
 
 
Ebenso wie die „Grundlagen“ als Fortsetzung und Differenzierung von Gedanken aufgefasst 
werden können, die in den „Kapitaltheoretische(n) Untersuchungen“ in ihren Grundzügen 
bereits ausgeführt wurden, können die „Grundsätze“ als Fortführung von Gedanken der 
„Grundlagen“ betrachtet werden. Die „Grundlagen“ waren hauptsächlich den Methoden zur 
Analyse von Wirtschaftsordnungen gewidmet, die in Vergangenheit oder Gegenwart realisiert 
waren bzw. sind. Es wurde aber auch schon der verheerende Einfluss von Interessengruppen 
und das gerade in einer Demokratie hieraus resultierende Bedürfnis an Aufklärung über öko-
nomische Zusammenhänge angesprochen (EUCKEN, 1940/1989, S. 12):  
 
„[Ideologien] sind – weit mehr als die vielfältigen Meinungen der Einzelnen – 
planmäßig geschaffene Waffen im wirtschaftlichen Kampf. [...] Machtgruppen 
gewinnen dadurch wesentlich an Gewicht und Einfluss, dass sich ihnen Intellek-
tuelle zur Verfügung stellen und Ideologien ausarbeiten. Die gesamte Geistesge-
schichte der Menschheit ist von Versuchen erfüllt, Machtansprüche ideologisch 
zu sichern oder im Angriff zu unterstützen.“ 
 
In den „Grundsätzen“ kommt es EUCKEN nun darauf an, den Ideologien das Denken in Ord-
nungen gegenüber zu stellen und zu zeigen, wie eine „funktionsfähige und menschenwürdige 
Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft“ erreicht werden kann (EUCKEN, 1952/1990, S. 
369) und welche Ordnung der Wirtschaft man aufgeklärten Bürgern zur Realisation vorschla-
gen sollte. EUCKEN selbst hat dieses Ziel nicht mehr voll verwirklichen können, weil er vor 
der Vollendung der „Grundsätze“ gestorben ist. Seine Frau EDITH EUCKEN und sein langjäh-
riger Mitarbeiter K. PAUL HENSEL haben auf der Basis eines weitgehend mit Maschine ge-
schriebenen Manuskripts und weiterer Notizen dann aber die erste Auflage herausgegeben. 
                                               
21 Beispiele findet man in der Zeitschrift ORDO und in den dort besprochenen Arbeiten. Es sei darauf hingewie-
sen, dass Band 40 (1989) dieser Zeitschrift dem 50. Jahrestag der Vollendung der „Grundlagen“ gewidmet war 
und LENEL (1989) darin die „Grundlagen“ umfassend gewürdigt hat. Außerdem sei darauf verwiesen, dass es 
eine vergleichbare Zeitschrift auch im Ausland gibt (das ORDO Economics Journal, hg. von der Korea ORDO 
Economics Association). In dieser Zeitschrift ist z.B. auch ein Aufsatz über „Die Wirtschaftsordnung und 
Ordnungspolitik der Sozialen Marktwirtschaft in der BRD“ erschienen (HWANG, 1997). 
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Nach einer Fehlerkorrektur in der zweiten Auflage ist diese mehrfach nachgedruckt worden. 
1990 erschien aus Anlass der Wiedervereinigung und der Ausdehnung der Sozialen Markt-
wirtschaft auf die neuen Bundesländer als sechste Auflage eine Neuausgabe mit einem Vor-
wort von ERNST-JOACHIM MESTMÄCKER und einem Nachwort von FRIEDRICH A. LUTZ über 
die Idee der Wirtschaftsordnung als EUCKENs Hauptbeitrag zur Nationalökonomie.  
 
Die wichtigste neue Idee in den „Grundsätzen“ ist die, dass eine sich selbst überlassene 
„freie“ Marktwirtschaft zu Vermachtungstendenzen neigt und dass der Staat deshalb eine 
funktionsfähige und menschenwürdige Ordnung der Wirtschaft – die „Wettbewerbsordnung“ 
– bewusst etablieren und stabilisieren müsse. Wenn er dies erreichen wolle, habe er eine dop-
pelte Aufgabe zu lösen: 
 
* Zum einen müsse die gesamte Rechtsordnung bewusst an die Steuerungserfordernisse der 
Wettbewerbsordnung angepasst und von inneren Widersprüchen – etwa zwischen einem 
neu zu schaffenden Kartellrecht und dem Steuerrecht – befreit werden, was angesichts 
des riesigen Umfangs rechtlicher Regelungen nicht ohne eine Art Bauplan geschafft wer-
den könne. 
* Zum anderen müsse der Staat sich gegen den Einfluss der Interessengruppen wappnen 
und sich bewusst Schranken setzen, die ihn zwingen, seine Tätigkeit am Gemeinwohl, 
nicht aber am Partikularinteresse Mächtiger auszurichten. 
 
Diesen beiden Zielen, die EUCKEN (1940/1989, S. 240 – 242) bereits im Abschlusskapitel der 
„Grundlagen“ formuliert und auch in seinen Londoner Vorträgen hervorgehoben hatte 
(1951/2001, S. 35), sollen die konstituierenden und regulierenden Prinzipien für die Politik 
der Wettbewerbsordnung dienen, die in Abbildung 2 (S. 25a) dargestellt sind und die in der 
Nachkriegsdebatte um die Wirtschaftsordnung und auch bei der deutschen Wiedervereinigung 
eine große Rolle gespielt haben.22 Die Prinzipien kann man in vier Gruppen unterteilen. Die 
erste umfasst die notwendigen Elemente der Wettbewerbsordnung (konstituierende Prinzi-
pien). Sie richten sich auf die Gestaltung des Rahmens für den Wirtschaftsprozess durch die 
Legislative. Die zweite Gruppe von Prinzipien soll dafür sorgen, dass im laufenden Wirt-
schaftsprozess keine Fehlentwicklungen auftreten (regulierende Prinzipien). Sie richten sich 
vor allem an die Exekutive und betreffen die laufende Überwachung der Markt- und Kreis-
laufprozesse. Eine dritte Gruppe von Maximen konnte Anfang der fünfziger Jahre noch nicht 
in Prinzipienform formuliert werden, weil erst Erfahrungen gesammelt werden sollten. 
EUCKEN hat sie nur in mehr fragender Form aufgeworfen. Deshalb sind sie in Abbildung 2 als 
„potentielle Ergänzungsprinzipien“ bezeichnet worden. Die letzte Gruppe betrifft schließlich 
das Verhalten des Staates in seinem eigenen Bereich. Es sind die „staatspolitischen Prinzi-
pien“.  
 
Auf die Prinzipien im einzelnen kann im Rahmen dieses Aufsatzes nicht näher eingegangen 
werden. Sie sind in Abbildung 2 schlagwortartig, aber doch wohl so formuliert worden, dass 
sie weitgehend selbsterklärend sind. Die ersten beiden Prinzipien sind vorrangig auf die Len-
kungsqualität des Preissystems gerichtet und auf deren Bedrohung durch Vermachtungser-
scheinungen und damit verbundene Preisinflexibilitäten sowie durch Inflations- oder Deflati-
onsgefahren; die Prinzipien (1.3) bis (1.6) zielen auf die Verhinderung der Entstehung von 
Machtpositionen und die Förderung des Prinzips der Haftung für die Folgen von Entschei-
dungen (auch im politischen Bereich, in dem unklare Verantwortungssituationen geradezu 
                                               
22 Vgl. hierzu die ausführliche Analyse von OBERENDER (1989). Aus dem gleichen Geist ist ein Bericht mit dem 
Titel „Shaping a market-economy legal system“, das eine JOINT TASK FORCE ON LAW REFORM (1993) für die 
EU-Kommission mit dem Ziel entworfen hat, mittel- und osteuropäischen Staaten Hilfe beim Aufbau markt-
wirtschaftlicher Institutionen zu leisten.  
Abbildung 2 
 
Prinzipien der Wirtschaftspolitik 
 
 
1. Konstituierende Prinzipien1 
 
1.1 Fundamentalprinzip des umfassenden Strebens nach Konkurrenzpreisen 
1.2 Prinzip des Primats der Preisstabilität 
1.3 Prinzip des Offenhaltens der Märkte 
1.4 Prinzip der Bevorzugung von Privateigentum als Mittel der Zuteilung von 
Gestaltungsmacht 
1.5 Prinzip der wettbewerbskonformen Verwendung von Vertragsfreiheit 
1.6 Prinzip der Vermeidung von Haftungsbeschränkungen und der Einheit von 
Gestaltungsmacht und Haftung 
1.7 Prinzip der Vorhersehbarkeit und Stetigkeit der Wirtschaftspolitik 
 
 
2. Regulierende Prinzipien2 
 
2.1 Prinzip der Eindämmung und Korrektur von Marktmacht 
2.2 Prinzip der gerechtigkeitsorientierten Korrektur der Einkommensverteilung unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen auf die Investitionen 
2.3 Prinzip der Korrektur externer Effekte 
2.4 Prinzip der Korrektur anomaler Angebotsreaktionen 
 
 
3. Potentielle Ergänzungsprinzipien3 
 
3.1 Prinzip der Vermeidung des Punktualismus und der Integration von 
Wettbewerbsordnung, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung 
3.2 Prinzip der Zurückhaltung bei konjunkturpolitischen Maßnahmen 
3.3 Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe 
 
 
4. Staatspolitische Prinzipien4 
 
4.1 Prinzip der Begrenzung der Macht von Interessengruppen 
4.2 Prinzip der Beachtung des Subsidiaritätsgrundsatzes bei der Übernahme neuer Aufgaben 
und des Vorrangs der Ordnungs- vor der Ablaufpolitik 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quellen: 1 W. EUCKEN (1952/1990, S. 254 – 291). 
 2 Ebenda, S. 291 – 304. 
 3 Ebenda, S. 304 – 324. 
 4 Ebenda, S. 325 – 328 und S. 348 
25 a 
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endemisch sind). Das Prinzip (1.7) verlangt – nicht nur, aber auch –, dass auf unnötige Inter-
ventionen verzichtet werden soll. Außerdem soll auf sich abzeichnende Fehlentwicklungen 
(aktuelles Beispiel: Bereich der Alters- und Gesundheitssicherungssysteme) rechtzeitig und 
damit so reagiert werden, dass abrupte Änderungen vermieden werden können, welche die 
Anpassungsfähigkeit der Bürger überfordern. In den Prinzipien (2.1) bis (3.3) fällt auf, dass 
sozialpolitischen Maßnahmen mit großer Zurückhaltung begegnet wird. Das ist Ausdruck der 
Tatsache, dass EUCKEN (1952/1990, S. 313) den Bedarf an solchen Maßnahmen  meist als 
Folge einer verfehlten Wirtschaftspolitik ansieht und von einer ordnungskonformen Politik 
deshalb auch das Abklingen eines solchen Bedarfs erwartet.23 Ein Vorrang der Ordnungs- vor 
der Ablaufpolitik (Prinzip 4.2) wird schließlich gefordert, weil negative, verbietende Gesetze 
einen verlässlicheren institutionellen Rahmen bilden als Maßnahmen der Verwaltung auf der 
Basis breiter Ermessensspielräume, die von den Interessengruppen im Wege des Zusammen-
wirkens von Ämterpatronage und Déformation professionelle in ihrem Sinne beeinflusst wer-
den könnten (also durch das Einschleusen von Fachleuten mit einer verbandsgenehmen Welt-
sicht).24  
 
Die Prinzipien sollen und können dem Ziel dienen, die Rechtsordnung an die Lenkungserfor-
dernisse der Wettbewerbsordnung anzupassen, weil sie es möglich machen, neues und altes 
Recht aus dem Geist der Wettbewerbsordnung heraus zu schaffen bzw. zu revidieren und so 
zu einer Rechtsordnung zu kommen, die zur erstrebten Ordnung der Wirtschaft passt und die-
se funktionsfähig macht. Und die Prinzipien können dem Ziel dienen, den Staat vor einer Er-
oberung durch die Interessengruppen zu bewahren, weil sie – wenn sie anerkannt sind – von 
den Politikern den Bürgern gegenüber zur Abwehr von Forderungen benutzt werden können, 
die den Prinzipien widersprechen, und weil sie – wenn sie in der Rechtsordnung verankert 
sind – auch die Rechtsprechung der Gerichte prägen und damit eine zweckmäßige Selbstbin-
dung des Staates darstellen würden. Insgesamt, so betont EUCKEN (1952/1990, S. 306 – 308) 
sollten die Prinzipien den zentralen Baugedanken der Wettbewerbsordnung in einer für die 
Gesetzgebung, die Rechtsprechung und die Verwaltung verständlichen und für das jeweilige 
Handeln auswertbaren Form zum Ausdruck bringen und nicht nur den Funktionseliten, son-
dern auch der breiten Bevölkerung die Sachlogik dieser Ordnung verdeutlichen: Sie sollen 
zeigen, was dem Bauplan angemessene Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Rechtsprechungs-
akte sind und wie man ordnungspolitisch richtige und falsche wirtschaftspolitische Vorschlä-
ge voneinander unterscheiden kann. 
 
Die Rolle der Prinzipien ist vor dem Hintergrund der erfahrungsgestützten Überzeugung EU-
CKENs zu sehen, dass eine funktionsfähige und menschenwürdige Ordnung kein Endprodukt 
eines in der Natur angelegten Evolutionsprozesses ist (EUCKEN, 1952/1990, S. 373): 
 
„Die Wettbewerbsordnung verwirklicht sich nicht von selbst. Sie ist in diesem 
Sinne keine natürliche Ordnung, kein ordre naturel. Es genügt nicht, gewisse 
Prinzipien des Rechts zu verwirklichen und im übrigen die Entwicklung der Wirt-
schaftsordnung sich selbst zu überlassen.“ 
 
Anders als bei HAYEK ist also keine kulturelle Evolution zum Besseren garantiert. Statt des-
sen sind – modern gesprochen – Pfadabhängigkeiten mit Evolutionsfallen denkbar und kön-
nen für Gruppen vorteilhafte Regeln deshalb evolutorisch instabil sein, weil das Individual- 
und das Gruppeninteresse auseinanderfallen (BLÜMLE, 2002, S. 3 f.). Der Wirtschaftspoliti-
                                               
23 Ausführlicher hierzu: EUCKEN (1951/2001, S. 37 – 49) und KÜLP (2000). 
24 Zur näheren Diskussion der Prinzipien und zum Versuch einer Aktualisierung und einer Verbindung mit der 
Neuen Institutionenökonomik vgl. CASSEL/KAISER (2000), GROSSEKETTLER (1997, S. 44 - 52 u. S. 110 – 120) 
sowie OBERENDER/CHRISTL (2000, S. 531 – 536). 
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ker, der anders als der Wirtschaftstheoretiker nicht von gegebenen Daten auszugehen habe – 
so EUCKEN (1952/1990, S. 378) –, müsse diese Daten deshalb so beeinflussen, dass die ge-
wünschte Ordnung entstehe. Hierbei könnten ihm die Prinzipien als Kompass und Bauplan 
dienen.  
 
Dieser Rolle der Prinzipien, die von einem „starken Staat“ durchgesetzt werden sollen, sind 
eine Reihe von Argumenten entgegen gehalten worden, die nach Ansicht des Verfassers letzt-
lich nur auf Missverständnissen beruhen können. So hat HASELBACH (1991) dem gesamten 
Ordoliberalismus und damit auch EUCKEN vorgeworfen, eine Spielart des autoritären Libera-
lismus mit einem letztlich antidemokratischen Gesamtkonzept zu sein. RIESE (1972, S. 44) 
und VOIGT (1996, S. 167) erheben einen ähnlichen Vorwurf, indem sie sagen, dass EUCKEN 
eigentlich naturrechtlich argumentiere, das Wort „Naturrecht“ dabei aber durch den Begriff 
„politische Grundsatzentscheidung des starken Staates“ ersetze. Dem ist entgegenzuhalten, 
dass EUCKEN seine Konzeption ihrem ganzen Duktus nach im Vertrauen auf die Kraft von 
Ideen als einen Vorschlag präsentiert hat, den er den Bürgern als in ihrem konstitutionellen 
Interesse liegend anbietet und um dessen Akzeptanz er wirbt.25 Ein weiterer Kritikpunkt be-
sagt, dass EUCKEN eine Analyse der Politikprozesse in der Demokratie unterlasse 
(KIRCHGÄSSNER, 1988, S. 53 u. S. 57). Dieser Vorwurf erscheint vor dem Hintergrund der 
ausführlichen und voll dem Bild der Ökonomischen Theorie der Politik entsprechenden Ana-
lyse EUCKENs besonders verwunderlich. Er beruht vermutlich darauf, dass KIRCHGÄSSNER die 
Aussage EUCKENs, der Theoretiker müsse mit seiner Analyse an der Datengrenze Schluss 
machen, mit der Aussage verwechselt, Nationalökonomen dürften politische Prozesse nicht 
analysieren und im Rahmen von Ordnungsentwürfen nicht bewusst für das Setzen von Daten 
plädieren. Wie dargelegt, widerspricht dies aber EUCKENs eigenen Aussagen. Es verweist 
jedoch in soweit auf einen Schwachpunkt, als noch nicht völlig klar ist, wie ein „starker Staat“ 
entstehen soll. Hierauf ist im folgenden Abschnitt einzugehen. 
 
 
2.5 OFFENE FRAGEN: DIE ORDNUNG DES WETTBEWERBS IM POLITISCHEN KRÄFTEFELD UND 
DAS IMPLEMENTATIONSPROBLEM 
 
 
In einem Aufsatz über die gewandelte Rolle des Staates und die Krise des Kapitalismus hatte 
EUCKEN bereits 1932 dargelegt, dass der moderne Staat – anders als der liberale Staat des 19. 
Jahrhunderts – von Interessengruppen erobert worden sei, die sich seiner Machtmittel zur 
Förderung ihres Partikularwohls bedienen wollten. Der so entstandene „Wirtschaftsstaat“ sei 
ein „schwacher Staat“, der seinen Ordnungsaufgaben nicht nachkommen könne. Und den 
Vertretern zentralplanerischer Ideen wirft EUCKEN (1932, S. 321) vor, dass ihnen der Reali-
tätssinn fehle:  
 
„Stillschweigend wird meist ein allmächtiger und allwissender Staat als vorhan-
den angenommen – also ein Gebilde, das keinerlei Ähnlichkeit mit einem wirkli-
chen Staat besitzt und niemals als ordnende Kraft der Volkswirtschaft tätig sein 
kann.“ 
 
Wenn das nun aber EUCKENs Einstellung zum Staat ist, wie kann er dann einen „starken 
Staat“ fordern, der – gestützt auf die Prinzipien – all diejenigen Institutionen und Organisatio-
nen schafft, die zur Realisation der angestrebten Wettbewerbsordnung erforderlich sind? 
EUCKEN (1952/1990, S. 332) ist sich des Problems bewusst und stellt die Frage:  
                                               
25 Vgl. hierzu ausführlich PIES (2001, S. 69 – 84) und VANBERG (1997, insb. S. 717 u. 720 – 724). 
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„Wie kann der Staat zu einer ordnenden Potenz für eine funktionsfähige und freie 
Ordnung der industrialisierten Wirtschaft werden?“ 
 
Er verwirft die These, dass der Staat gleichsam automatisch in der Lage sei, Marktversagen zu 
heilen und fordert (ebenda, S. 331):  
 
„Die Ordnung des Staates ist ebenso eine Aufgabe wie die Ordnung der Wirt-
schaft. Die ganze Gefahr des totalitären Staates muss in gleicher Weise gesehen 
werden wie die Notwendigkeit eines stabilen Staatsapparates, der genug Macht 
besitzt, um bestimmte, genau umschriebene Ordnungsaufgaben zu erfüllen.“ 
 
Er führt dann aus, dass die großen Staatsdenker des 17. und 18. Jahrhunderts ausschließlich 
die Garantie der Menschenrechte und die Organisation eines demokratischen Rechtsstaates 
vor Augen gehabt hätten, und betont, dass der Aufbau des Staates einer ordnungspolitischen 
Durchdenkung bedürfe, dass dies aber noch zu leisten sei und den Rahmen der „Grundsätze“ 
überschreite (ebenda, S. 332). Immerhin seien die in Abbildung 2 genannten „staatspoliti-
schen Prinzipien“ ein Anfang, der mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung verglichen werden 
könne (ebenda, S. 337). Man müsse nicht nur danach streben, eine Ordnung für die Wirtschaft 
zu schaffen, sondern auch eine für den Staat (ebenda, S. 338). Modern ausgedrückt, werden 
hier also Prinzipien für die Übernahme von Regulierungs- sowie Bereit- und Herstellungsauf-
gaben durch den Staat gefordert und Regeln für den Wettbewerb im politischen Kräftefeld 
postuliert.26 Aber selbst wenn man schon wüsste, wie eine auch im Hinblick auf die Ordnung 
der Wirtschaft zweckmäßige Staatsverfassung beschaffen sein müsste, verbliebe das Problem, 
dass solch eine Verfassung ja erst einmal Gesetz werden und das dies von Politikern geleistet 
werden müsste, die in einer heutigen Form von Staat agieren und sich bewusst Regeln geben 
müssten, die ihr eigenes Verhalten beschränken. Wie dies Problem gelöst werden soll, deutet 
EUCKEN nur relativ vage an. 
 
Er weist der Wissenschaft eine aufklärerische Rolle zu und führt mit Blick auf diese Aufgabe 
an, dass auch Rechtsstaat und Demokratie letztlich nur aus der Überzeugungskraft von Ideen 
geboren seien (EUCKEN, 1952/1990, S. 339 f.). Die Beeinflussung des Denkens führender 
Schichten habe eine Langfristwirkung auf politische Entscheidungen und die Entwicklung des 
Rechts (EUCKEN, 1947, S. 55): 
 
„Die Nationalökonomie wirkt à la longue. [… Bis in die heutige] Zeit hinein ha-
ben die klassischen Lehren und Denkweisen die Schicht der Verwaltungsbeamten 
und Parlamentarier und weite Kreise des Bürgertums in ihren wirtschaftlichen 
Auffassungen und in ihrem wirtschaftspolitischen Handeln entscheidend beein-
flusst.“ 
 
Er warnt die Wissenschaftler außerdem davor, sich bedenkenlos der Realisation aller Ziele zu 
verschreiben, die von Staaten gesetzt werden (EUCKEN, 1947, S. 65 f.), und betont damit indi-
rekt, dass Wissenschaftler in Bezug auf das Werben um erstrebenswerte Ordnungsvorstellun-
gen in Konkurrenz zu Politikern treten sollten: 
                                               
26 In eine Lehre für Verfassungsgrundsätze dieser Art müssten einerseits die Lehre vom Marktversagen, anderer-
seits die Ökonomische Theorie der Politik und die Überlegungen BÖHMs (1946/1996) zur Bedeutung der 
Wirtschaftsordnung für die politische Verfassung einfließen. Der Verfasser hat am Beispiel der österreichi-
schen Finanzverfassung versucht darzustellen, welche rechtstechnischen Instrumente hierfür verfassungsrecht-
lich erforderlich wären (GROSSEKETTLER, 2002). Auf diese Weise kann eine „Ökonomische Analyse des Wirt-
schaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrechts“ geschaffen werden. 
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„[Die Nationalökonomie ist] in Gefahr, in Machtkämpfen eine zweifelhafte Rolle 
zu spielen. Tragisch wird die Situation vor allem, wenn zwar die Forschung mit 
reinen Händen arbeitet, ihre Ergebnisse aber zu dunklen Zwecken verwandt wer-
den. [...] Oft aber ist die Situation einer andere: Der Staat setzt gewisse Ziele und 
die Wissenschaftler stellen ihre Gedankenarbeit bedenkenlos in den Dienst der 
staatlichen Zielsetzung. Als ob diese Ziele stets erstrebenswert wären – eben weil 
sie vom Staat gesetzt sind.“ 
 
Gleichzeitig weist EUCKEN (1947, S. 68) darauf hin, 
 
„dass nicht die Tatsachen selbst, sondern die Meinungen und Ideen über die Tat-
sachen die Wirtschaftspolitik bestimmen.“ 
 
Deshalb sei es eine Gefahr, wenn die Wissenschaft das Feld der politischen Kräfte von Parti-
kularinteressen gesteuerten Funktionären und Literaten überlasse und sich ihrer aufkläreri-
schen Aufgabe entziehe (EUCKEN, 1952/1990, S. 346). Auch in einer aufgeklärten Gesell-
schaft würden Politiker natürlich ihre Wiederwahlinteressen verfolgen; sie müßten das dann 
aber unter anderen – für das Gemeinwohl besseren – Randbedingungen tun. Die Aufklärung 
schlüge gleichsam auf politische Entscheidungsprozesse zurück (GERKEN/RENNER, 2000, S. 
34).  
 
Weiterhin führt EUCKEN – ein tief gläubiger Christ – die Kirchen als Bundesgenossen an und 
macht darauf aufmerksam, dass die Wettbewerbsordnung der Sache nach mit der Lehre so-
wohl der katholischen als auch der evangelischen Kirche kompatibel sei (EUCKEN, 1952/1990, 
S. 347 – 350). Schließlich führt er auch an, dass die Wettbewerbsordnung zwar eine vom 
Staat bewusst zu setzende Ordnung sei, dass es aber doch – und hier nähert er sich etwas der 
Position HAYEKs – starke Kräfte gäbe, die auf eine solche Ordnung drängten (EUCKEN, 
1952/1990; S. 374): 
 
„Die ungemein starken Tendenzen zur vollständigen Konkurrenz, die wir in den 
Dingen selbst vorfinden, suchen wir zu entfalten ....Mit der Politik der Wettbe-
werbsordnung oktroyiert der Staat nicht eine Wirtschaftsordnung, sondern er 
bringt zur Geltung, was sonst durch andere Tendenzen zurückgedrängt würde.“27 
 
Wie sind diese Hinweise auf Implementationschancen zu beurteilen? Nun, die Tendenz zur 
vollständigen Konkurrenz, von der EUCKEN gesprochen hat, hat sich aufgrund fallender Tran-
saktions- und Transportkosten zwischenzeitlich verstärkt fortgesetzt und zur Globalisierung 
geführt. Dies war also eine richtige Vision. Bei EUCKENs Einschätzung der Kraft der Aufklä-
rung und des Beistands der Kirchen muss man dagegen wohl die damaligen Zeitumstände 
beachten. Die Gesellschaft zur Zeit EUCKENs war noch keine säkularisierte Mediengesell-
schaft, wie wir sie heute kennen. Die Wissenschaft war aus der Sicht weiter Teile der Bevöl-
kerung in einem viel stärkeren Maß eine Autorität, als es heute der Fall ist, und die Kirchen 
hatten aufgrund der viel stärkeren religiösen Verwurzelung der Bevölkerung einen sehr viel 
größeren Einfluss als heute. EUCKENs Ideen haben tatsächlich über die Schule der Ordolibera-
len eine gewisse Wirkmächtigkeit entfaltet (vgl. Abschnitt 3). Bezüglich der Kirchen war es 
allerdings so, dass sie EUCKENs Ideen zunächst – wie dargestellt – aus erkenntnistheoretischen 
Überlegungen abgelehnt haben. Bis heute ist außerdem das Vorurteil spürbar, dass die Ziele 
„Funktionsfähigkeit und Menschenwürdigkeit der Wirtschaftsordnung“ nicht über den institu-
                                               
27 Vgl. hierzu auch EUCKEN (1951/2001, S. 23 – 29). 
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tionellen Rahmen realisiert werden könnten, sondern aus moralischen Einstellungen resultie-
ren müssten, die über religiöse Erziehungsmaßnahmen zu sichern seien. Später hat sich die 
Einstellung der Kirchen gewandelt (GROSSEKETTLER, 1997, S. 79 f.), aber dieser Wandlungs-
prozess trat erst ein, als der Einfluss der Kirchen auf die Politik und das Leben der Menschen 
erheblich geringer geworden und ihre Kraft zur Unterstützung wirtschaftsverfassungrechtli-
cher Maßnahmen in Folge dessen stark gesunken war. Heute jedenfalls wird man wohl stark 
bezweifeln müssen, dass die Unterstützung durch die Kirchen und die von EUCKEN beschwo-
rene Kraft der Aufklärung allein hinreichend stark wären, die Widerstände zu überwinden, die 
den Weg zu einer befriedigenden Wirtschaftsverfassung nach wie vor blockieren. 
 
 
3. WIRKUNGEN 
 
 
Die von EUCKEN ausgehenden Wirkungen lassen sich in drei Arten unterteilen: Spuren in der 
Theoriegeschichte, Ausstrahlungen über Schüler und Auswirkungen im politischen Bereich. 
 
Die Spuren in der Theoriegeschichte zeigen sich zunächst in den Auflagen seiner wichtigsten 
Werke: Die „Kapitaltheoretische(n) Untersuchungen“ erlebten zwei Auflagen, die „Grundsät-
ze“ sechs Auflagen und die „Grundlagen“ neun Auflagen in Deutschland sowie Übersetzun-
gen ins Bulgarische, Chinesische, Englische, Italienische, Japanische, Portugiesische, Russi-
sche, Spanische und Taiwanesische.28 Die Entwicklung seines Einflusses auf andere Wissen-
schaftler kann man mit Hilfe von bibliometrischen Analysen zu erschließen versuchen, in 
denen gefragt wird, welche Bedeutung Begriffen wie „Denken in Ordnungen“, „(wünschbare) 
Ordnung der Wirtschaft/Ordo“ oder „(reale) Wirtschaftsordnungen“ in einschlägigen Veröf-
fentlichungen zukommt. Hierüber gibt es eine bibliometrische Studie von 
BÖNKER/LABROUSSE/WEISZ (2001), die einen eindeutig abnehmenden Trend zeigt (ebenda, S. 
177). Dies unterstützt zusammen mit der geringen Zahl englischsprachiger Veröffentlichun-
gen (s.u.) zum Thema „Ideen Euckens“ bzw. „Ordoliberalismus“ die Einschätzungen LENELs 
(1990, S. 34), dass EUCKENs Werken bisher noch kein wirklich nachhaltiger Einfluss auf die 
internationale Entwicklung der ökonomischen Theorie beschieden gewesen ist.  
 
Als Promotor theoretischen Denkens in Deutschland war EUCKEN dagegen sehr erfolgreich 
(LENEL, 1989b, S. 310). Wichtige Schüler waren in dieser Hinsicht: 
 
* HANS GESTRICH (1895 – 1943), der nicht im formellen Sinn Schüler war (er hatte wäh-
rend EUCKENs Assistentenzeit bei SCHUMACHER promoviert), aber sich von EUCKEN so 
stark geprägt fühlte, dass LENEL (1990, S. 18) ihn dazu rechnet,  
* K. PAUL HENSEL (1907 - 1975), der Mitherausgeber der „Grundsätze“ wurde und in Frei-
burg 1954 die „Forschungsstelle zum Vergleich wirtschaftlicher Lenkungssysteme“ 
gründete, welche 1957 mit ihm nach Marburg wechselte,  
* HANS OTTO LENEL (geb. 1917), promoviert 1942 und habilitiert 1960, nach dem Krieg 
Mitarbeiter Euckens in Freiburg, Professor in Mainz und zusammen mit F. W. MAYER 
(s.u.) und H. WILLGERODT Hauptherausgeber des Jahrbuchs ORDO, das von EUCKEN und 
BÖHM 1948 gegründet und zum Diskussionsforum der Ordoliberalen wurde,  
* FRIEDRICH A. LUTZ (1901 – 1975), der 1925 in Tübingen promoviert und 1932 in Frei-
burg habilitiert wurde und Professuren in Princeton (ab 1938) und Zürich (ab 1953) inne 
hatte,  
                                               
28 Nachweise in der von KLINCKOWSTROEM und RENNER zusammengestellten Walter-Eucken-Bibliographie, die 
in GERKEN (2000; S. 133 – 166) veröffentlicht worden ist, hier speziell S. 134 f. 
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* FRITZ W. MEYER (1907 – 1980), der 1935 in Freiburg promoviert und 1938 habilitiert 
wurde und nach dem Krieg bis 1973 in Bonn lehrte, und last not least 
* LEONARD MIKSCH (1901 – 1950), der 1925 in Tübingen promoviert und 1938 in Freiburg 
habilitiert und einer der wichtigsten Mitarbeiter ERHARDs wurde, in dessen Zeit als Wirt-
schaftsdirektor der Zwei-Zonen-Verwaltung er als Leiter des Referats „Preiswirtschaftli-
che Grundsatzfragen und Betriebswirtschaft“ das sogenannte „Leitsätzegesetz“ vobereite-
te, und der 1950 bis zu seinem Tod Nachfolger EUCKENs als Direktor des Wirtschaftswis-
senschaftlichen Seminars in Freiburg wurde.29 
 
Sehr stark von EUCKEN beeinflusst waren auch FRANZ BÖHM (1895 – 1977), der als Jurist für 
die Entwicklung institutioneller Umsetzungsmöglichkeiten der EUCKENschen Ideen sorgte, 
LUDWIG ERHARD (1897 – 1977), der sich selbst als politischen Übersetzer ordoliberaler Ideen 
empfand (ERHARD, 1967) und nach STARBATTY (1997, S. 67) mehr noch von EUCKEN als von 
MÜLLER-ARMACK geprägt worden ist,30 sowie ERICH WELTER, der als Professor in Mainz und 
Gründer der Frankfurter Allgemeinen Zeitung publizistisch für EUCKENs Ideen warb. Als In-
stitution muss in diesem Zusammenhang schließlich auch noch das WALTER-EUCKEN-
INSTITUT in Freiburg erwähnt werden, von dem auch heute noch Untersuchungen zur Ord-
nungstheorie und Ordnungspolitik publiziert werden. 
 
Die politische Wirkung der Lehre EUCKENs lässt sich nicht isoliert, sondern nur als gemein-
same Wirkung all derjenigen darstellen, die man heute in einem weiteren Sinn als „Ordolibe-
rale“ bezeichnet – ein Name, in dem der EUCKENsche Einfluss unmittelbar zum Ausdruck 
kommt. International spricht man auch von deutschen Neoliberalen (eine Bezeichnung, die 
EUCKEN [1952/1990, S. 374 f.] nicht mochte) und meint damit eine Gruppe von Nationalöko-
nomen, die – wie alle Neoliberalen und im Unterschied zu den Altliberalen – von der Not-
wendigkeit einer staatlichen Rahmenordnung zur Verhinderung von Koordinationsmängeln 
und von der Erforderlichkeit einer Politik zur Bekämpfung wirtschaftlicher Macht überzeugt 
sind.31 Die deutsche Besonderheit bestand in einer engen Zusammenarbeit mit Juristen, in 
einer starken Orientierung an den EUCKENschen Prinzipien und am Grundsatz der Ordnungs-
konformität wirtschaftspolitischer Maßnahmen sowie in der Chance, eine Zeit lang stärker in 
einer theoriebasierten Weise auf die Politik Einfluss nehmen zu können, als das heute möglich 
ist.32 
                                               
29 BRINTZINGER (1996, S. 121) nennt als weitere Freiburger Doktoranden EUCKENs, die später Wissenschaftler 
wurden: E. HEUß, U. LEFFSON, E. LIEFMANN-KEIL  und J. TIBURTIUS. Auch der spätere Kardinal J. HÖFFNER 
promovierte dort bei EUCKEN. Speziell zu MIKSCH gibt es einen Aufsatz von BERNDT/GOLDSCHMIDT (2000), 
in dem angebliche Unterschiede zwischen EUCKEN und MIKSCH betont werden. Nach Ansicht der Verfassers 
beruht dies vor allem darauf, dass EUCKEN eine ontische Vorgehensweise und (über HUSSERL) ein phänome-
nologischer Ansatz unterstellt wird, was auf einer Überinterpretation des von EUCKEN betonten Strebens nach 
„objektiver Wahrheit“ beruhen dürfte. 
30 Anderer Ansicht ist WÜNSCHE (1986 u. 1997), der ERHARD als eigenständig ansieht. 
31 Diese Grobkennzeichnung der Ordoliberalen entspricht einer Sicht „von außen“ auf die Theoretiker der Sozia-
len Marktwirtschaft und damit auf das Ensemble von „Freiburger Schule“ (EUCKEN und BÖHM sowie Anhän-
ger und Schüler), „Kölner Schule“ (MÜLLER ARMACK und Schüler) sowie LUDWIG ERHARD. „Von außen“ 
heißt dabei „aus dem Ausland“ (vgl. etwa HUTCHISON, 1981, S. 155 ff.) oder „aus der Praxis“ (vgl. etwa 
SCHLECHT, 1990a, S. 15). Aus dieser Perspektive erscheinen die Unterschiede zwischen den Teilgruppen – 
anders als aus der Binnensicht der akademischen Vertreter und ihrer Schüler – als relativ unbedeutend. Näher 
hierzu GROSSEKETTLER (1997, S. 6 – 19 u. S. 77). 
32 Im angelsächsischen Bereich sind die Ordoliberalen als Gruppe nur von wenigen Ökonomen wahrgenommen 
worden, obwohl sie eindeutig Vorläufer der heutigen Institutionenökonomik waren. Es hat auch nur verhält-
nismäßig wenige englischsprachige Veröffentlichungen gegeben, an denen deutsche Ökonomen mitgewirkt 
haben. Genannt seien die Sammelbände von KOSLOWSKI (2000), LABROUSSE/WEISZ (2001) und 
PEACOCK/WILLGERODT (1989a, 1989b), eine Sonderausgabe des Journal of Economic Studies (MEIJER, 1994) 
mit EUCKEN gewidmeten Beiträgen sowie MEIJER (1987a u. 1987b), GROSSEKETTLER (1989, 1996, 1999b), 
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Die Möglichkeit zur Einflussnahme ergab sich zum einen daraus, dass die Interessenverbände 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit geschwächt waren (die Industrieverbände waren durch 
die Zusammenarbeit mit den Nationalsozialisten kompromittiert, die im Dritten Reich aufge-
lösten Gewerkschaften mussten sich erst wieder neu formieren), zum anderen daraus, dass 
Ökonomen in der Verwaltung und als Berater gefragt waren, die sich als Gegner der National-
sozialisten erwiesen hatten. Zu letzteren gehörten ERHARD und alle Mitglieder der Freiburger 
Schule (RIETER/SCHMOLL, 1993). Diese Schule ist daraus entstanden, dass in Freiburg drei 
Wissenschaftler gleichzeitig an Problemen arbeiteten deren Gemeinsamkeit BÖHM (1957, S. 
99) so schildert:  
 
„Die Frage, die uns gemeinsam beschäftigte, war, wenn man sie eng fasst, die 
Frage der privaten Macht in einer freien Gesellschaft. Sie führte notwendig weiter 
zu der Frage, wie die Ordnung einer freien Wirtschaft beschaffen ist, ... welche 
Typen von Wirtschaftsordnungen es überhaupt gibt ... und welche Ordnungsstö-
rungen auftreten ... .“ 
 
Die gleichsam offizielle Geburtsstunde der Schule bildet das Erscheinen eines Buches von 
BÖHM (1937) mit dem Titel: „Die Ordnung der Wirtschaft als geschichtliche Auflage und 
rechtsschöpferische Leistung“, in dessen Einleitung weitere Untersuchungen zur Ordnung der 
Wirtschaft angekündigt wurden.33 Wie eingangs schon betont wurde (S. 5 f.), legten die Mit-
glieder der Freiburger Schule einen großen Wert auf die Zusammenarbeit von Juristen und 
Ökonomen. Sie wirkten als Berater ERHARDs – EUCKEN gehörte dem Wissenschaftlichen Bei-
rat des Wirtschaftsministeriums an und soll dort (so LENEL 1990, S. 33) sehr einflussreich 
gewesen sein – und unterstützen ihn aktiv bei der Einführung der Marktwirtschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland. BÖHM, der sich als Dolmetscher zwischen dem Ökonomen EUCKEN 
und den Juristen verstand, hat Entscheidendes zur Entwicklung des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen und zu dessen Weiterwirkungen auf das Europäische Wettbewerbs-
recht beigetragen (GROSSEKETTLER, 1997, S. 80 – 83). 
 
Die Schule der Ordoliberalen im weiteren Sinn ist in ihren Ideen außerdem publizistisch un-
terstützt worden: WELTER (1953) vertraute stark auf die Kraft der ökonomischen Bildung und 
stellte die von ihm gegründete Frankfurter Allgemeine Zeitung bewusst in den Dienst dieser 
Aufgabe (FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG, 1983, S. 55; EICK, 1985, S. 71). Weitere Un-
terstützung fand ERHARD (und damit indirekt zum Teil auch EUCKEN) bei einem Kreis von 
Journalisten, der sich selbst ironisch als „Brigade Erhard“ bezeichnete (KOERFER, 1997, S. 
222 f.). 
 
Betrachtet man die geschilderten Ausstrahlungen gesellschaftlicher und politischer Art insge-
samt, erscheint es nicht übertrieben, wenn JÖHR (1959, S. 277) behauptet: 
 
„Wohl nur ganz wenigen Nationalökonomen wurde ein ähnlich großer unmittel-
barer wirtschaftspolitischer Erfolg zu Teil.“ (Hervorhebung i.O.) 
 
Man wird freilich auch zugestehen müssen, dass der ordoliberale Einfluss auf die deutsche 
Politik ab Mitte der sechziger Jahre stark nachließ (PÄTZOLD, 1998, S. 80 f.). Dem steht auf 
der anderen Seite gegenüber, dass EUCKENsche Ideen im Zusammenhang mit der Einführung 
                                                                                                                                                   
VANBERG (1988 u. 1998) und ZWEIG (1980). Außerdem sind natürlich EUCKENs(1948, 1951/2001, 1992) ei-
gene englischsprachige Veröffentlichungen zu nennen. 
33 Als solche sind erschienen: GESTRICH (1936), LUTZ (1936) und MIKSCH (1937). Vgl. hierzu auch den Bespre-
chungsaufsatz von MÖLLER (1939). 
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der Marktwirtschaft im Ostblock wieder aktuell wurden (SCHLECHT, 1990 b, S. 75) und dass 
man sich im Kreise jener jüngeren Nationalökonomen, die sich als Vertreter der Neuen Insti-
tutionenökonomik verstehen, zunehmend wieder auf EUCKEN besinnt. Hiervon zeugen Publi-
kationen wie CASSEL/KAISER (2000), ERLEI/LESCHKE/SAUERLAND (1999), EWERS (i.E.), 
MÜLLER/TIETZEL (2000), OBERENDER/CHRISTL (2000), PIES (2001), RENNER (2000), 
STREIT/WOHLGEMUTH (2000) und VANBERG (1988, 1997, 1998) sowie eine EUCKEN im Sep-
tember 2001 gewidmete Tagung (PIES/LESCHKE 2002). Hinzu kommt, dass in der Rechtswis-
senschaft und vor allem in der Rechtsprechung von hohen Gerichten – insbesondere des Bun-
desverfassungsgerichts und des Europäischen Gerichtshofs – mehr und mehr der Gesichts-
punkt der Sachgerechtigkeit eine Rolle zu spielen beginnt und damit Verständnis für die Be-
lange einer Wirtschaftsverfassung geweckt wird (GROSSEKETTLER, 2000). GOLDSCHMIDT 
(2002, S. 15) spricht im Lichte dieser Entwicklungen davon, dass EUCKEN „in Mode“ sei; er 
warnt an späterer Stelle (ebenda, S. 111 f.) allerdings davor, EUCKEN ohne Einschränkungen 
als Vorläufer der Institutionenökonomik darzustellen – eine Einschätzung, die der Verfasser 
nicht teilt. 
 
EUCKEN (1927, S. 124) hat in einem Rezensionsaufsatz einmal moniert:  
 
„Verdrängt die Dogmengeschichte irgendwo die eigene Forschung, so ist das ein völlig 
sicheres Zeichen des Verfalls jeder Wissenschaft.“ 
 
Das ist sicher richtig. Gerade mit Blick auf diese Warnung hoffe ich jedoch, gezeigt zu haben, 
dass sich die Auseinandersetzung mit EUCKEN und seinen Kritikern auch heute noch lohnt – 
nicht (oder jedenfalls nicht nur) im Sinne des bloßen Verstehens eines großes Forschers aus 
seiner Zeit heraus, sondern vor allem auch mit Blick auf die Verbesserung der zeitgenössi-
schen Forschungspraxis durch die Beseitigung von Mängeln und Lücken, auf die EUCKEN 
hingewiesen hat. Möglicherweise entwickelt sich hieraus ja doch noch eine Langfristwirkung. 
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